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I. Einleitung 

A. Die Beurteilung der verfassungsrechtlichen Aspekte eines 

österreichischen EG-Beitritts hängt wesentlich davon ab, 

welche Bereiche staatlichen HandeIns davon betroffen waren 

(inhaltliche Dimension) und welche Möglichkeiten der 

Einflußnahme Österreich im Rahmen des 

EG-Willensbildungsprozesses zukämen 

(organisatorisch-strukturelle Dimension). Diesbezüglich ist 

zunächst allgemein folgendes festzuhalten: 

In inhaltlicher Hinsicht würde - im Zusammenhang mit der 

Vollendung des EG-Binnenmarktes - ein großer Teil der 

österreichischen Rechtsordnung direkt oder indir�kt in die 

Einflußsphäre des EG-Rechts geraten (nähere Ausführungen 

hiezu enthält der Bericht der interministeriellen 

Arbeitsgruppe für Europäische Integration, der Anfang Juli 

der Bundesregierung vorgelegt wurde). Darüberhinaus kann 

nicht ausgeschlossen werden, daß sich die bereits heute 

feststellbare Tendenz einer Ausweitung des EG-Rechts weit 

über das eigentliche Wirtschaftsrecht hinaus im Sinne eines 

Übergreifens auf die verschiedensten Bereiche der 

Rechtsordnung in Zukunft noch verstärken wird (z. B. 

Ausländerwahlrecht). 

In Österreich wären von dieser Entwicklung die Gesetzgebung 

und die Vollziehung sowohl des Bundes als auch der Länder 

betroffen (siehe Pkt. IV). In organisatorisch-struktureller 

Hinsicht würden sich daher, je nach der Rechtsform der 

einschlägigen EG-Rechtsakte, für die österreichische 

Rechtsordnung die folgenden Konsequenzen ergeben: Generelle 

Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaften würden die 

Gesetzgebung des Bundes und der Länder in den betroffenen 

Bereichen teils vorherbestimmen, also einschränken, 

(EG-Richtlinien), teils völlig ersetzen, also ausschalten 

(EG-Verordnungen). Manche der derzeit gegebenen 

Zuständigkeiten der Vollziehung des Bundes und der Länder, 

insbesondere auch solche der Rechtskontrolle, würden auf 

Organe der Europäischen Gemeinschaften übergehen 
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(EG-Kommission, Gerichtshof der Europäischen 

Gemeinschaften). Hervorzuheben ist, daß auch 

"Regierungsakte" Oberster Organe der Vollziehung davon 

betroffen wären. 

B. Der supranationale Charakter der EG 

Die Europäischen Gemeinschaften (EG), also die Europäische 

Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS), die Europäische 

Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und die Europäische 

Atomgemeinschaft (EAG bzw. EURATOM) sind supranationale 

Organisationen. Im wesentlichen bedeutet das, daß die 

Mitgliedstaaten auf einen Teil ihrer Souveränität zugunsten 

der jeweiligen Organisation verzichtet haben. Eine 

supranationale Organisation nimmt daher autonom Aufgaben 

wahr, die zuvor in den Souveränitätsbereich der 

Mitgliedstaaten fielen. Eine derartige Organisation kann in 

Ausübung der ihr übertragenen Hoheitsrechte die 
. 

Mitgliedstaaten auch ohne oder gegen ihren Willen 

verpflichten. Überdies gelten Rechtshandlungen der 

supranationalen Organisation unmittelbar in jedem 

Mitgliedstaat. Für die EG ist ferner hervorzuheben, daß die 

WillenSbildung des Rates, also des obersten 

Willensbildungsorgans der EG, für zahlreiche wichtige 

Zuständigkeiten - zumindest theoretisch - nicht der 

Einstimmigkeit der Vertreter der Mitgliedstaaten bedarf. 

C. Willensbildung im Rat: mögliche Majorisierung von 

Mitgliedstaaten? 

1 .  Es trifft zwar zu, daß - entsprechend dem "Luxemburger 

Komprorniß" vom 29 . Jänner 19 66 - bei allen Beschlüssen 

des EG-Rates, die "wichtige Interessen eines oder 

mehrerer Partner" berühren, ein Konsens angestrebt werden 

soll und bis vor kurzem in der überwiegenden Zahl der 

Fälle auch tatsächlich einstimmige Entscheidungen 

getroffen wurden; diese Erklärung ist jedoch rechtlich 

nicht bindend (siehe Punkt 3 ) . 
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2. In den EG weicht allerdings die rechtlich bindende, 

normative Verfassung mitunter erheblich von der 

tatsächlich geübten Praxis ("Realverfassung") ab: Bis zur 

Verabschiedung der großen EG-Rechtsreform (Einheitliche 

Europäische Akte) war das Einstimmigkeitsprinzip der 

Regelfall. Seit 1 9 8 6  wird im EG-Rat jedoch vermehrt 

abgestimmt (bis dahin werden Beschlüsse ohne Abstimmung 

im Konsensweg gefaßt). 

Vieles deutet darauf hin, daß die Praxis weiterhin - von 

Ausnahmsfällen der bloßen "Obstruktion" durch einzelne 

Mitgliedstaaten abgesehen - dann am 

Einstimmigkeitsprinzip festhalten wird, wenn ein 

Mitgliedstaat vitale Interessen geltend macht. 

3. Eine rechtlich bindende Grundlage für diese Praxis 

besteht jedoch nicht: Einerseits enthält selbst der 

"Luxemburger Kompromiß" - sieht man von der Äußerung 

Frankreichs ab, die ein absolutes Einstimmigkeitsgebot 

bei sehr wichtigen Interessen vertritt - nur eine bloße 

Bemühungserklärung zu gemeinsamer Lösungssuche während 

eines angemessenen Zeitraumes. Andererseits weist die 

ausdrückliche Rechtsentwicklung des zwingenden 

Gemeinschaftsrechts in die entgegengesetzte Richtung: Die 

bisher wichtigste Ergänzung der EG-Verträge, nämlich die 

. Einheitliche Europäische Akte (in Kraft seit dem 1. Juli 

1 9 8 7, ABI. L 1 69 /29 ), hat ausdrücklich den EG-Rat mit 

einer Beschlußbefugnis durch qualifizierte Mehrheit 

(gewogene Stimmen) in zahlreichen wichtigen 

Angelegenheiten ausgestattet. 

D. Problemübersicht 

1. Ein EG-Beitritt hätte für das österreichische 

Verfassungs recht zum Teil einschneidende Konsequenzen sowohl 

materieller als auch formeller Art, und zwar aus den 

folgenden Gründen: In materieller Hinsicht unterscheidet 
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sich die rechtliche Grundordnung der Europäischen 

Gemeinschaften vom österreichischen Verfassungs recht 

insbesondere in der inhaltlichen Ausgestaltung verschiedener 

Grundrechte. Die Übernahme der EG-Rechtsordnung könnte 

diesbezüglich eine Modifikation materieller Regelungen des 

österreichischen Verfassungsrechts bedingen. Aber auch in 

formeller Hinsicht bestehen zum Teil deutliche Unterschiede. 

Vor allem würde die mit einem EG-Beitritt verbundene Aufgabe 

staatseigener Hoheitskompetenzen und im Zusammenhang damit 

die Bindung an - zum Teil unmittelbar für den 

Rechtsunterworfenen wirksame - Hoheitsakte supranationaler 

Organe verschiedene Bereiche des österreichischen 

Bundesverfassungsrechts berühren. So wirft der Gedanke eines 

EG-Beitritts Österreichs unter anderem Fragen im 

Zusammenhang mit der verfassungsgesetzlich verankerten 

immerwährenden Neutralität Österreichs auf; ferner werden 

durch die Verlagerung innerstaatlicher Hoheitsrechte in den 

Bereich der EG einzelne Grundprinzipien der österreichischen 

Bundesverfassung, etwa das
·

demokratische Prinzip, das 

bundesstaatliche prinzip, das gewaltentrennende Prinzip und 

das rechtsstaatliche Prinzip berührt. · Im Zusammenhang mit 

dem rechtsstaatlichen Prinzip sowie mit dem liberalen 

Prinzip können sich überdies Fragen der Rechtskontrolle 

stellen. 

Unabhängig davon bilden auch das Anschlußverbot und andere 

Verpflichtungen nach dem Staatsvertrag betreffend die 

Wiederherstellung eines unabhängigen und demokratischen 

Österreich, BGBl. Nr. 1 52/1 9 55, (im folgenden als 

"Staatsvertrag" bezeichnet) einen Anknüpfungspunkt für 

verfassungsrechtliche Überlegungen im Zusammenhang mit einem 

österreichischen EG-Beitritt. 

2. Ihrem unterschiedlichen Rechtscharakter entsprechend sind 

bei solchen Erwägungen verfassungsrechtliche 

Rechtsvorschriften mit völkerrechtlichen Implikationen von 

Verfassungsvorschriften mit genuin innerstaatlichem 

III-113 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 04 Beilage B (gescanntes Original) 5 von 53

www.parlament.gv.at



- 5 -

Charakter zu unterscheiden. Während Probleme, die sich auf 

Grund verfassungsrechtlicher Vorschriften mit genuin 

innerstaatlichem Charakter ergeben, letztlich im Zuge einer 

innerstaatlichen Willensbildung (einschließlich 

Volksabstimmung, siehe unten) ausgeräumt werden könnten, 

stehen völkerrechtliche Bindungen wegen der gegenüber den 

anderen Völkerrechtssubjekten entfalteten wirkung 

grundsätzlich nicht zur Disposition nationaler Organe. 

Derartige verfassungsrechtliche Regelungen mit 

völkerrechtlichem Bezug sind vor allem das 

Bundesverfassungsgesetz über die Neutralität Österreichs, 

BGBl. Nr. 21 1 /1 9 55 (im folgenden: "Neutralitätsgesetz") und 

der staatsvertrag. 

II. Dauernde Neutralität und EG-Beitritt 

A. Rechtsguellen: 

Art. I des Neutralitätsgesetzes lautet: 

"(1) Zum Zwecke der dauernden Behauptung seiner 
Unabhängigkeit nach außen und zum Zwecke der 
Unverletzlichkeit seines Gebietes erklärt Österreich aus 
freien Stücken seine immerwährende Neutralität. Österreich 
wird diese mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln 
aufrechterhalten und verteidigen. 

(2) Österreich wird zur Sicherung dieser Zwecke in aller 
Zukunft keinen militärischen Bündnissen beitreten und die 
Errichtung militärischer stützpunkte fremder Staaten auf 
seinem Gebiete nicht zulassen. " 

Das Neutralitätsgesetz verpflichtet die Organe des Staates, 

also der Gesetzgebung und der Vollziehung, sich gemäß den 

Regeln des völkerrechtlichen Neutralitätsrechtes zu 

verhalten. 

Das Neutralitätsgesetz wurde im Anschluß an seine Erlassung 

allen Staaten notifiziert, mit denen Österreich zum 

damaligen Zeitpunkt diplomatische Beziehungen unterhielt. 
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Diese Erklärung wurde durchwegs widerspruchslos, teils 

stillschweigend, teils ausdrücklich zur Kenntnis genommen. 

Dadurch wurde nach herrschender Auffassung der 

Neutralitätsstatus Österreichs als immerwährend neutraler 

staat auch völkerrechtlich verbindlich. Entsprechend diesem 

Vorgang und der impliziten Verweisung auf die 

völkerrechtlichen Neutralitätsregeln ist die staatsrechtlich 

(verfassungsgesetzlich) normierte Neutralität somit 

inhaltlich identisch mit dem völkerrechtlichen 

Neutralitätsverhältnis. Die Frage der Zulässigkeit einer die 

Neutralität Österreichs berührenden Maßnahme ist daher 

sowohl verfassungsrechtlich als auch völkerrechtlich 

bedeutsam. 

Im völkerrechtlichen Sinne ist der oben erwähnte Vorgang im 

Zusammenhang mit dem Neutralitätsgesetz als 

völkerrechtlicher Akt zu qualifizieren, der-ein 

"multilaterales Verpflichtungsverhältnis" begründet. 

Demgegenüber enthielt das sogenannte Moskauer Memorandum vom 

1 5. April 19 55 eine bloße Verwendungszusage ("für die 

Herbeiführung folgender Beschlüsse und Maßnahmen der 

österreichischen Bundesregierung Sorge zu tragen . . .  ") der 

damaligen österreichischen Regierungsdelegation, es war 

somit ausdrücklich nur deren Mitgliedern zurechenbar und 

wurde auch anderen Staaten nicht durch Österreich 

notifiziert. Dieses Memorandum ist daher für die Auslegung 

der österreichischen Neutralität rechtlich nicht relevant, 

die darin enthaltene Bezugnahme auf die Neutralität der 

Schweiz bewirkt folglich keine rechtliche Bindung für 

Österreich. 

B. Rechte und Pflichten dauernd neutraler Staaten nach 

allgemeinem Völkerrecht: 

Dauernde Neutralität bedeutet die Verpflichtung zur 

Neutralität in allen zukünftigen Kriegen. Gegenüber der bloß 
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"temporären" Neutralität treffen einen Staat bei "dauernder" 

Neutralität verschiedene besondere Handlungs- und 

Unterlassungspflichten, die nicht bloß im Kriegsfall, 

sondern auch in Friedenszeiten gelten. Neben der 

Verpflichtung, keinen Krieg zu beginnen und die Neutralität 

bzw. die Unabhängigkeit zu verteidigen, hat ein dauernd 

neutraler Staat auch die sogenannten sekundären Pflichten 

oder "Vorwirkungen" der dauernden Neutralität wahrzunehmen. 

1 )  Allgemeine Pflichten Neutraler im Kriegsfall: 

Einen neutralen Staat treffen vor allem die folgenden 

Pflichten im Kriegsfall: 

a) Abwehrpflicht 

Die Pflicht, zu verhindern, daß das Staatsgebiet 

einschließlich des Luftraumes und seiner Gewässer von 

den Kriegführenden in irgendeiner Weise benützt wird 

(Art. 5 Abs.. 1 V. Haager Übereinkommen). 

b) Abstinenzpflicht 

Die Pflicht, sich jeder Unterstützung der 

Kriegführenden zu enthalten: Der neutrale Staat darf 

ihnen aus seinen Beständen kein Kriegsmaterial 

liefern, noch darf er Anleihen für Kriegszwecke 

gewähren (Art. 6 XIII. Haager Übereinkommen; 

Völkergewohnheitsrecht). 

c) Paritätspflicht (Pflicht zur Unparteilichkeit bzw. 

zur Gleichbehandlung) 

00 Die Pflicht, sowohl die völkerrechtlichen 

Neutralitätsnormen als auch damit zusammenhängende 

innerstaatliche Regelungen gegenüber allen 

Kriegführenden gemäß Art. 9 Abs. 1 V. Haager 

Abkommen gleichmäßig und ohne Diskriminierung 

anzuwenden; ferner die Pflicht, diese 
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Durchführungsregeln im Laufe eines Krieges 

grundsätzlich nicht zu ändern, es sei denn, daß 

die Erfahrungen eine Änderung als notwendig zur 

Wahrung der eigenen Rechte erweisen würden (Abs. 6 

der Präambel des XIII. Haager Abkommens). 

00 Die Pflicht, die Kriegführenden in Bezug auf 

Aus- und Durchfuhr von Kriegsmaterial sowie in 

Bezug auf Telekommunikationseinrichtungen gleich 

zu behandeln (Präambel des XIII. Haager Abkommens). 

00 Darüber hinaus vertritt ein Teil der Lehre die 

Auffassung, daß die Pflicht bestehe, dort wo das 

Neutralitätsrecht keine absoluten Verbote 

vorsieht, also im nichtmilitärischen Bereich, 

etwaige Maßnahmen (z. B. Embargos) auf alle 

Kriegsparteien gleichmäßig anzuwenden 

(Völkergewohnheitsrechti vgl. Neuhold, Hummer, 

Schreuer, Österreichisches Handbuch des 

Völkerrechts Rz 23 12) . 

2) Spezielle Pflichten dauernd Neutraler: 

Als "Vorwirkungen" der immerwährenden Neutralität ergeben 

sich nach herrschender Lehre für einen dauernd neutralen 

Staat (zusätzlich zu den unter Pkt. 1 )  genannten 

Pflichten) auch in Friedenszeiten Pflichten in 

politischer, militärischer und wirtschaftlicher Hinsicht. 

Es sind dies: 

a) Die Pflicht, keinen Krieg zu beginnen. 

b) Die Pflicht, sich an keinem Krieg zwischen dritten 

Staaten zu beteiligen, auch nicht, um einem 

angegriffenen Staat mit bewaffneten Mitteln 

beizustehen. 

c) Die Pflicht, schon in Friedenszeiten eine bewaffnete 

Macht zur Verteidigung seiner Unabhängigkeit und 

Neutralität zu unterhalten. 

d) Die Pflicht, schon in Friedenszeiten keinen 

militärischen Allianzen beizutreten und keine 
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militärischen Stützpunkte auf seinem HOheitsgebiet 

einzuräumen. 

e) Die Pflicht, eine allgemeine Neutralitätspolitik zu 

führen, um nicht in einen bewaffneten Konflikt 

hineingezogen zu werden. Die Gestaltung dieser 

Politik im Rahmen des Neutralitätsrechts und der 

Satzung der Vereinten Nationen ist aber dem freien 

Ermessen des dauernd neutralen Staates überlassen. 

Darüber hinaus ist der dauernd neutrale Staat bei 

seinen Wirtschaftsbeziehungen zur Wahrung einer 

ausgewogenen Interdependenz verpflichtet. Aus diesem 

Grund darf ein immerwährend neutraler Staat schon in 

Friedenszeiten keine wirtschaftlichen Bindungen 

eingehen, die es ihm im Kriegsfalle unmöglich machen 

würden, diese Verpflichtung zu beachten. 

Überdies wird regelmäßig davon auszugehen sein, daß 

immerwährend neutrale Staaten schon in Friedenszeiten 

Vorkehrungen für die innerstaatliche Sicherung der in 

Kriegszeiten notwendigen wirtschaftlichen 

Mindestversorgung zu treffen haben. 

Wesentlich ist in diesem Zusammenhang also, daß die 

Völkerrechts lehre zwischen Staatshandeln im Bereich des 

Neutralitätsrechts, das ist jener Bereich, in dem der 

dauernd neutrale Staat den zwingenden völkerrechtlichen 

Neutralitätspflichten unterliegt, und der sogenannten 

Neutralitätspolitik unterscheidet, d. i. staatliches 

Verhalten, das zwar nicht durch zwingendes Neutralitätsrecht 

geregelt ist, aber dennoch auf die Neutralität einen Einfluß 

ausübt. Neutralitätspolitik sind somit jene staatlichen 

Handlungen, die unter Ausscheidung aller schon durch das 

Neutralitätsrecht gebotenen Maßnahmen eine Absicherung des 

Neutralitätsstatus des dauernd neutralen Staates zum Ziel 

haben. Anders als das Neutralitätsrecht steht die 
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Neutralitätspolitik prinzipiell im freien Ermessen der 

dauernd neutralen Staaten. Dieses Ermessen findet jedoch 

seine Grenzen in dem durch die Ziele und Inhalte des 

völkerrechtlichen Neutralitätsrechts fixierten Rahmen. 

c. wirtschaftliche Neutralitätspflichten und EG-Beitritt 

Allgemeines 

Nach herrschender Lehre gibt es auch für einen dauernd 

neutralen Staat keine allgemeine Pflicht zur 

wirtschaftlichen Neutralität. Es besteht aber 

Übereinstimmung darüber, daß ein dauernd neutraler Staat 

keine wirtschaftlichen Bindungen eingehen darf, die es ihm 

im Kriegsfall unmöglich machen würden, die 

wirtschaftspolitisch relevanten Pflichten der "temporären" 

Neutralität zu erfüllen. Diese ergeben sich vor allem aus 

Art. 9 des V. Haager Übereinkommens über die Rechte und 

Pflichten der neutralen Mächte und Personen im Falle eines 

Landkrieges, der insbesondere einseitige Ausfuhr- oder 

Durchfuhrverbote für private Kriegslieferungen untersagt 

(Gleichbehandlungsgebot). Darüber hinaus darf die 

AUßenhandelspolitik eines immerwährend Neutralen nicht 

darauf hinzielen, einen Kriegsteil bewußt zu begünstigen, da 

ein solches Verhalten einen Ermessensmißbrauch begründen 

würde. In diesem Sinne könnte·u. U. auch ein 

diskriminierendes Einfuhrverbot bloß gegenüber einem Teil 

der kriegführenden Parteien unzulässig sein. 

Die bisherige Haltung Österreichs 

In Anlehnung an das Schweizer Verständnis des 

Neutralitätsrechts wurde in der Vergangenheit daraus die 

Auffassung abgeleitet, ein EG-Beitritt impliziere 

wirtschaftliche Bindungen der oben bezeichneten Art und sei 

daher für einen dauernd neutralen Staat 

neutralitätsrechtlich unzulässig. 
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Dabei wurde von dem Umstand ausgegangen, daß der Rat der 

Europäischen Gemeinschaften durch Mehrheitsbeschlüsse, die 

für alle Mitgliedstaaten bindend wären, im Falle eines 

bewaffneten Konfliktes einseitige Aus-, Ein- und 

Durchfuhrverbote gegenüber einer kriegführenden Partei 

erlassen könnte. Das Gleichbehandlungsgebot (siehe oben) 

würde einen neutralen Staat jedoch zur gleichmäßigen 

Behandlung aller kriegführenden Parteien zwingen. Damit sei 

aber die Konsequenz verbunden, daß österreich als 

EG-Mitglied in einem solchen Fall entweder die beschlossene 

Maßnahme auf alle Kriegführenden anzuwenden hätte oder den 

Ratsbeschluß nicht befolgen dürfte. In beiden Fällen läge 

- so die Annahme - eine Verletzung zwingenden EG-Rechts vor. 

Aus Anlaß der Aufnahme von Gesprächen über ein "Arrangement" 

mi� der EWG haben die neutralen Staaten Österreich, Schweden 

und Schweiz um die Jahreswende 1 9 6 2 / 6 3  zur vorbeugenden 

Wahrung der Neutralität und Unabhängigkeit (sekundäre 

Neutralitätspflichten) schon in Friedenszeiten hinsichtlich 

einer wirtschaftlichen Integration Europas gemeinsam drei 

Schwerpunkte herausgestrichen: 

1 .  Die dauernd neutralen Staaten müßten die Möglichkeit 

behalten, mit dritten Staaten auch selbständige 

wirtschaftliche Beziehungen aufrecht zu erhalten. 

2. Sie müßten das Recht haben, im Falle eines unmittelbar 

drohenden oder bereits bestehenden bewaffneten Konfliktes 

den Vertrag teilweise oder ganz zu suspendieren oder zu 

kündigen. Es müßte ihnen dieses Recht auch sonst 

zustehen, wenn es ihnen zur Aufrechterhaltung der 

dauernden Neutralität unerläßlich erscheint. 

3 .  Schließlich müßte es diesen Staaten gestattet sein, schon 

in Friedenszeiten Vorkehrungen für eine Versorgung in 

Kriegszeiten zu treffen. 
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Aus heutiger Sicht ist dazu folgendes zu bemerken: Diese 

drei Punkte sind gewiß geeignet, den Pflichten eines dauernd 

neutralen Staates in Friedenszeiten zu entsprechen. Es 

erscheint allerdings fraglich, ob alle in diesen Punkten 

angesprochenen Rechte für die Aufrechterhaltung der 

Neutralität im Kriegsfall unerläßlich sind. Dies umso mehr, 

als - wie eine erste Durchsicht des "Berichtes über die 

Stellung der Schweiz im europäischen Integrationsprozeß" vorn 

24. August 19 8 8  ergibt - , offensichtlich auch die Schweiz 

nunmehr eine weniger rigide Haltung einnimmt. Im einzelnen 

ist dazu folgendes zu bemerken: 

Zu Pkt. 1: 

Dieser These läßt sich folgendes entgegenhalten: Aus 

neutra�itätsrechtlicher Sicht wäre es ausreichend, wenn der 

neutrale Staat im Kriegsfall den notwendigen 

handelspolitischen Freiraum zur Wahrung des 

Gleichbehandlungsgebotes gegenüber allen Kriegsteilnehmern 

erhält. Dagegen wäre die �nnahme, eine dauernde 

handelspolitische Autonomie gegenüber Drittstaaten sei ein 

neutralitätsrechtliches Gebot, nicht zwingend. Somit handelt 

es sich aber dabei nicht um eine Frage der 

neutralitätsrechtlichen Zulässigkeit im Sinne von 

Vorauswirkungen neutralitätsrechtlicher Pflichten, die den 

dauernd Neutralen treffen, sondern vielmehr um eine 

besondere neutralitätspolitische Vorsichtsmaßnahme auf der 

Grundlage eines dem völkerrechtlichen Neutralitätsstatus 

nicht in diesem Ausmaß innewohnenden 

Selbständigkeitsdenkens. Für Österreich besteht jedoch - wie 

oben dargelegt (s. Pkt. A), soweit das Neutralitätsgesetz 

nichts anderes bestimmt - keine Verpflichtung zu diesem 

(schon für Friedenszeiten besonders autonomiebezogenen) 

spezifischen Neutralitätsverständnis. 
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Zu Pkt. 2: 

Die Möglichkeit der Neutralitätswahrung könnte im Fall eines 

unmittelbar drohenden oder bereits bestehenden bewaffneten 

Konflikts dadurch verwirklicht werden, daß nicht 

neutralitätskonforme EG-Vorschriften für den Neutralen 

ausgesetzt werden. 

Zu Pkt. 3 :  

Auch die Möglichkeit, zur Wahrung einer ausgewogenen 

Interdependenz der wirtschaftlichen Beziehungen für den 

Kriegsfall in dem hiefür erforderlichen Mindestausmaß schon 

in Friedenszeiten vorsorgliche Maßnahmen zu treffen, muß dem 

dauernd Neutralen unbenommen bleiben (vgl. auch Art. 9 a  

B-VG). 

Optionen der Binnenmarktteilnahme 

Für eine Teilnahme Österreichs am gemeinsamen Binnenmarkt 

der Europäischen Gemeinschaften kommen verschiedene 

Vorgangsweisen in Betracht [diese werden zum Teil bereits im 

Bericht der Arbeitsgruppe für Europäische Integration an die 

Bundesregierung näher beschrieben] : 

1. Autonomer "Nachvollzug" des EG-Rechts in Verbindung mit 

bilateralen, bereichsbezogenen Anerkennungsabkommen 

zwischen Österreich und den Europäischen Gemeinschaften 

("Bilateraler Ansatz") . 

2. EFTA-weite Schaffung einer der EG-Rechtslage 

vergleichbaren Rechtslage durch eigene (EFTA-interne) 

Konventionen in ausgewählten Sachbereichen in Verbindung 

mit "Brückenschlags"-Vereinbarungen mit den Europäischen 

Gemeinschaften über bereichsspezifische wechselseitige 

Anerkennung ("Multilateraler Ansatz") . 
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3 .  EG-Beitritt 

Neutra1itätsrelevante Probleme ergeben sich nur bei jenen 

Lösungsvarianten, in denen im Kriegsfall die Wahrung der 

völkerrechtlichen Neutralitätspflichten mangels 

hinreichender eigenständiger Handlungsfähigkeit nicht 

gewährleistet erschiene. Dies trifft vor allem auf die 

Variante einer EG-Mitgliedschaft und hier insbesondere auf 

bestimmte Sachbereiche zu. Allerdings enthält der 

EWG-Vertrag selbst in verfahrenstechnischer Hinsicht 

verschiedene Schutzklauseln, deren Handhabung es einem 

Neutralen grundsätzlich ermöglichen könnte, im Kriegsfall 

neutralitätsrechtlich gebotene Maßnahmen zu ergreifen. Die 

verfahrensmäßige Absicherung dieser Schutzklauseln (Art. 225 

EWG-Vertrag) ist freilich nicht unproblematisch (siehe 

unten). 

In der Folge werden einige besonders relevante Ansatzpunkte 

für neutralitätsrechtliche Probleme im Zusammenhang mit 

einem EG-Beitritt Österreichs dargestellt: 

Neutralitätsrelevante EG-Regelungen 

1. Materielle BeSChränkungen der Neutralität 

a) Gemeinsame Handelspolitik 

Gemäß Art. 113 des EWG-Vertrages steht dem Rat in 

Ausübung der gemeinsamen Handelspolitik eine 

Entscheidungsbefugnis mit qualifizierter Mehrheit zu. Das 

bedeutet, daß für die Änderung von Zollsätzen, für den 

Abschluß von Zoll- und Handelsabkommen, für die 

Vereinheitlichung der Liberalisierungsmaßnahmen, für die 

Ausfuhrpolitik und für handelspolitische Schutzmaßnahmen 

eine ausschließliche Zuständigkeit dieses Organs besteht 

und ein neutraler staat dabei überstimmt werden könnte. 
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Tatsächlich hat die EWG in der Vergangenheit wiederholt 

etwa ein Handelsembargo gegen bestimmte Staaten verhängt. 

Zum Beispiel erfolgte im Zusammenhang mit dem 

Falklandkrieg durch Verordnung des Rates vom 16. April 

19 8 2  (mehrfach verlängert) "zur Aussetzung der Einfuhr 

aller Erzeugnisse mit Ursprung in Argentinien" eine 

derartige Maßnahme. Die Verhängung eines Handelsembargos 

muß nun nicht in jedem Fall neutralitätswidrig sein (z. B. 

Süd-Afrika-Embargo). Wenn jedoch aus Anlaß eines Krieges 

ein Embargo ausschließlich gegen eine der beiden 

kriegführenden Parteien verhängt wird, so könnte dies für 

einen neutralen Staat Probleme im Hinblick auf 

Neutralitätspflichten oder im Hinblick auf eine 

angemessene Neutralitätspolitik bedeuten. 

Im Hinblick darauf wäre eine Mitwirkung neutraler Staaten 

an solchen Maßnahmen - auch wenn sie mit dem EWG-Vertrag 

vereinbar sein sollten - mit deren völkerrechtlichem 

Status im Hinblick auf das Gleichbehandlungsgebot schwer 

zu vereinbaren. Überdies müßte gegenüber kriegführenden 

Mitgliedstaaten in dem durch die Neutralitätspflichten 

gebotenen Rahmen (siehe oben Pkt. B 2 lit. e) eine 

Außenhandelskontrolle in demselben Ausmaß eingeführt 

werden, wie sie für den Kriegsgegner gilt. 

Hinsichtlich EG-rechtlicher Ausfuhrbeschränkungen ist im 

vorliegenden Zusammenhang die Verordnung des Rates 

Nr. 260 3 /69 /EWG vom 20 . Dezember 19 69 zur Festlegung 

einer gemeinsamen Ausfuhrregelung (ABI Nr. L 3 24 ,  S 25) 

idF der Verordnung Nr. 19 3 4 /8 2/EWG vom 12. Juli 19 8 2  

(ABI. Nr. L 211, S 1) zu erwähnen. Darin (Art. 10 ) sind 

einige neutralitätsrelevante Waren (insb. Erdöl und 

Erdölprodukte) von einer Ausfuhrbeschränkung erfaßt. 

Überdies werden die Kommission (Art. 6) bzw. der Rat 

(Art. 7 )  im Bedarfsfall zur Erlassung krisenbedingter 

Ausfuhrbeschränkungen ermächtigt. (Vgl. diesbezüglich 
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jedoch auch die - Österreich und die meisten 

EG-Mitgliedstaaten gleichermaßen erfassenden 

- Verpflichtungen nach dem IEP-Übereinkommen. ) 

Nicht von ungefähr hat der überwiegende Teil der Lehre 

bisher den Standpunkt vertreten, daß einem dauernd 

neutralen Staat eine Vollmitgliedscha�t in der EWG aus 

neutralitätsrechtlichen Gründen nicht möglich wäre. Würde 

etwa in einem Fall, in dem Mitgliedstaaten an einem Krieg 

teilnehmen, aus Gründen der Neutralität, ein 

beiderseitiges Embargo erlassen, dann wäre dies wohl ein 

Verstoß gegen den EWG-Vertrag, nämlich eine Verletzung 

des einheitlichen Wirtschaftsgebietes. 

Dagegen ließe sich freilich einwenden, daß - abgesehen 

von den genannten Fällen eines Handelsembargos in 

Kriegszeiten - die Möglichkeit einer selbständigen 

Außenhandelspolitik neutralitätsrechtlich nicht unbedingt 

geboten erscheint. 

Dazu kommt noch die folgende Erwägung: 

Betrachtet man die österreichische Neutralität als ein· 

besonderes Instrument zur Erhaltung des Friedens und der 

internationalen Sicherheit, was durch die Politik 

Österreichs seit langem belegt wird, so könnte neben 

Art. 223 Abs. 1 b) EWG-Vertrag, der sich auf die 

Erzeugung von Waffen, Munition und Kriegsmaterial und den 

Handel damit bezieht, für umfassende 

neutralitätsrechtlich gebotene Maßnahmen im Kriegsfall 

auch eine Berufung auf Art. 224 des EWG-Vertrages in 

Betracht kommen (siehe unten). Damit könnten für einen 

neutralen Mitgliedstaat einseitige Maßnahmen, die 

neutralitätspolitisch erforderlich scheinen, EG-rechtlich 

zulässig werden. 

Dementsprechend sollte im Zusammenhang mit einem 

allfälligen EG-Beitritt auch ausdrücklich darauf 
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hingewiesen werden, daß die österreichische Neutralität 

dazu bestimmt ist, der Aufrechterhaltung des Friedens und 

der internationalen Sicherheit im Sinne des Art. 224 des 

EWG-Vertrages zu dienen. 

b) Gemeinsame Verkehrspolitik 

Art. 75 Abs. 1 lit. a) des EWG-Vertrages ermächtigt den 

Rat, zur Durchführung einer gemeinsamen Verkehrspolitik 

mit qualifizierter Mehrheit gemeinsame Regeln für den 

internationalen Verkehr aus oder nach dem Hoheitsgebiet 

eines Mitgliedstaates oder für den Durchgangsverkehr 

durch das Hoheitsgebiet eines oder mehrerer 

Mitgliedstaaten aufzustellen. Zwar ist es 

unwahrscheinlich, daß solche Regeln einen dauernd 

neutralen Staat verpflichten könnten, die Du�chfuhr von 

Kriegsmaterial entgegen Art. 9 des V. Haager Abkommens zu 

dulden. Dies deshalb, weil der Rat diese Bestimmung nur 

im Rahmen der Ziele des EWG-Vertrages (Art. 74 i. V. m. 

Präambel und Art. 2 EWG-Vertrag) handhaben darf. Wenn 

dieser Fall aber dennoch eintreten sollte, so könnte im 

Wege des Aussetzens nicht neutralitätskonformer 

EG-Vorschriften für den Neutralen die Wahrung der 

Neutralität ermöglicht werden. 

c) Direkte Lenkung auf dem Kohle- und Stahlsektor: 

Das für Krisenfälle vorgesehene Quotensystem im Sinne des 

Art. 58 EGKS-Vertrag sowie das Verteilungssystem bei 

Mangellage gemäß Art. 59 EGKS-Vertrag stellen Fälie 

direkter hoheitlicher Eingriffe in die unternehmerische 

und in die einzelstaatliche Dispositionsfreiheit dar. 

Hinzu tritt ein System von Ein- und Ausfuhrlizenzen 

(Art. 73 EGKS-Vertrag). Derartige Maßnahmen könnten im 

Kriegsfall das aus dem Neutralitätsstatus folgende 

neutralitätsrechtliche Gebot zur Gleichbehandlung und zur 

Selbstversorgung beeinträchtigen. [Allenfalls-ließe sich 
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diesbezüglich mit dem Präzedenzfall der Mitgliedschaft 

Österreichs in der Internationalen Energieagentur 

argumentieren, weil auch diesfalls die (suprana� ionale) 

Verfügung über nationale Vorräte zugunsten Dritter 

vorgesehen ist. ] Die Bindung der österreichischen Politik 

im Rahmen des EGKS-Vertrages könnte eine 

neutralitätsrechtlich allenfalls gebotene Lockerung des 

Verhältnisses zur EGKS im Kriegsfall aber praktisch 

unmöglich machen. Eine die österreichische Neutralität 

berücksichtigende vertragliche Regelung bzw. 

österreichische Erklärung aus Anlaß des Beitritts müßte 

daher - ausdrücklich oder erschließbar - auch diese 

Regelungen erfassen. 

d) Versorgungsregelungen des EURATOM-Ver tr ages: 

Nicht außer Betracht bleiben darf ferner der Vertrag zur 

Gründung der europäiSChen Atomgemeinschaft (EURATOM), 

insbesondere dessen Artikel 52 bis 76. Auch nach diesem 

Vertrag bestehen zum Teil weitreichende hoheitliche 

Entscheidungsbefugnisse supranationaler Organe. Nach dem 

EURATOM-Vertrag erfolgt beispielsweise eine 

Monopolisierung des Bezugsrechts für Erze, Ausgangsstoffe 

und besondere spaltbare Stoffe zugunsten der Agentur, der 

diesbezüglich eine Monopolstellung, insbesondere auch 

hinsichtlich der Regelung der Ein- und Ausfuhren im 

Verhältnis zu Drittstaaten, zukommt. Daraus könnten sich 

im Kriegsfall für einen dauernd Neutralen Probleme 

ergeben. Für Österreich dürfte diese Frage - mangels 

Bedeutung der Kernenergie für die Energiegewinnung 

- jedOCh nicht in demselben Ausmaß bedeutsam sein, wie 

beispielsweise für die Schweiz. Auch die besonders 

weitreichenden Rechte der Kommission im Zusammenhang mit 

dem EURATOM-Vertrag (bis hin zu Zwangsmaßnahmen: Art. 8 3  

EURATOM-Vertrag) sind zu erwähnen. Hinsichtlich der 

dargelegten Regelungen des EURATOM-Vertrages müßte daher 

völkerrechtlich die MögliChkeit einer Wahrung der 

österreichischen Neutralität sichergestellt werden. 
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e) Die Europäische Politische Zusammenarbeit: 

Gemäß Art. 3 0  Abs. 6 lit.a der Einheitlichen Europäischen 

Akte bekunden die Mitgliedstaaten ihre Auffassung, daß 

eine engere Zusammenarbeit in Fragen der europäischen 

Sicherheit geeignet sei, wesentlich zur Entwicklung einer 

außenpolitischen Identität Europas beizutragen. Sie 

erklären ihre Bereitschaft zu einer stärkeren 

Koordinierung ihrer Standpunkte zu den politischen und 

wirtschaftlichen Aspekten der Sicherheit. Das auch 

ansonsten in Art. 3 0  EEA verfolgte Ziel einer 

Vereinheitlichung der Außenpolitik der Mitgliedsstaaten 

könnte als Schranke für die Ausübung einer selbständigen 

Neutralitätspolitik durch Österreich angesehen werden. 

Ein neutralitätsrechtliches Problem würde sich daraus 

nicht ergeben. Allerdings könnte Österreich eine 

allfällige künftige Entwicklung der EG zu einer bindenden 

EG-Außenpolitik mit Mehrheitsentscheidungen oder gar zu 

einer Verteidigungsgemeinschaft keinesfalls 

mitvollziehen. Schließlich ist hier auf die aus Anlaß der 

Ratifikation der EEA abgegebene, unwidersprochen 

gebliebene Erklärung der Republik Irland zur Europäischen 

Politischen Zusammenarbeit hinzuweisen. 

f) Teilnahme an der Europäischen Investitionsbank: 

Gern. Art. 6 Abs. 1 des Protokolls über die Satzung der 

Europäischen Investitionsbank kann der Rat der 

Gouverneure mit qualifizierter Mehrheit die 

Mitgliedstaaten zur Gewährung verzinslicher 

Sonderdarlehen verpflichten. Abstrakt gesehen, könnte 

darin eine neutralitätsrechtliche Problematik erblickt 

werden, wenn die betreffenden Darlehen für Kriegszwecke 

bestimmt sind. Eine Verpflichtung zur Leistung von 

Darlehen zu Kriegszwecken würde allerdings gegen Art. 13 0 

EWG-Vertrag verstoßen und wäre daher unzulässig und 

unbeacht1ich. 
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Ähnliche Probleme könnten sich auch im Zusammenhang mit 

einer Darlehensgewährung im Rahmen des Europäischen 

Währungssystems ergeben. Sie wären in gleicher Weise zu 

beurteilen. 

2. Verfahrenstechnische Absicherung der Neutralität/Schutz

klauseln: 

Hinsichtlich der Erzeugung von und des Handels mit 

Kriegsmaterial bietet Art. 223 Abs. 1 lit. b in Verbindung 

mit der diesbezüglichen, vom Rat erlassenen Warenliste 

eine (freilich nur partielle) Garantie für die 

Möglichkeit der Aufrechterhaltung einer bewaffneten 

Neutralität durch Österreich. Dies deshalb, weil diese 

Bestimmung den Mitgliedstaaten hinsichtlich der von der 

Warenliste erfaßten Waren Ausnahmen von der gemeinsamen 

Handels- und Wirtschaftspolitik ermöglicht. 

Von weitreichender Bedeutung für eine Absicherung des 

österreichischen Neutralitätsstatus im Rahmen der 

Europäischen Gemeinschaften ist jedoch die diesbezüglich 

zentrale Bestimmung des Art. 224 des EWG-Vertrages. Diese 

Bestimmung lautet: 

"Art. 224 [Gemeinsames Vorgehen bei Beeinträchtigung des 
Marktes durch innerstaatliche Störungen] 

Die Mitgliedstaaten setzen sich miteinander ins Benehmen, 
um durch gemeinsames Vorgehen zu verhindern, daß das 
Funktionieren des gemeinsamen Marktes durch Maßnahmen 
beeinträchtigt wird, die ein Mitgliedstaat bei einer 
schwerwiegenden innerstaatlichen Störung der öffentlichen 
Ordnung, im Kriegsfall, bei einer ernsten, eine 
Kriegsgefahr darstellenden internationalen Spannung oder 
in Erfüllung der Verpflichtungen trifft, die er im 
Hinblick auf die Aufrechterhaltung des Friedens und der 
internationalen Sicherheit übernommen hat. " 

Abgesehen von der Erwähnung des KriegSfalles bzw. der 

Kriegsgefahr erscheint für Österreich vor allem 

maßgeblich, daß die österreichische Neutralität im Lichte 

des allgemeinen Völkerrechts jedenfalls eine 
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Verpflichtung darstellt, die Österreich im Hinblick auf 

die Aufrechterhaltung des Friedens und der 

internationalen Sicherheit übernommen hat. Sollte sich 

Österreich daher aus neutralitätsrechtlichen Gründen 

gezwungen sehen, den Verpflichtungen aus dem EWG-Vertrag 

zuwiderlaufende, insbesondere den freien 

Wirtschaftsverkehr hemmende Maßnahmen zu ergreifen, so 

könnte eine derartige Vorgangsweise im Lichte des 

Art. 224 des EWG-Vertrages zulässig sein. 

Es würde sich jedoch empfehlen, dies bereits aus Anlaß 

eines allfälligen EG-Beitrittes ausdrücklich 

klarzustellen. Eine solche Klarstellung sollte bezüglich 

des Art. 224 EWG-Vertrag einen ausdrücklichen Hinweis auf 

Österreichs Status der immerwährenden Neutralität 

umfassen. Seiner Form nach sollte ein solcher Hinweis 

möglichst in der Beitrittsakte (Beitrittsvertrag) selbst 

enthalten sein. 

In verfahrenstechnischer Hinsicht ist folgendes 

hervorzuheben: Für den Fall von Wettbewerbsverfälschungen 

durch Maßnahmen aufgrund der Art. 223 und 224 besteht 

eine Verpflichtung zu Konsultationen mit der 

EG-Kommission betreffend eine Anpassung der ergriffenen 

Maßnahmen an die Vorschriften des EWG-Vertrags. 

Vor allem aber können die EG-Kommission sowie jeder 

EG-Mitgliedsstaat den Gerichtshof der Europäischen 

Gemeinschaften mit der Behauptung anrufen, daß Österreich 

die in den Art. 223 und 224 vorgesehenen Befugnisse 

mißbraucht. 

D. Mögliche Modalitäten eines EG-Beitrittes unter Wahrung der 

Neutralität: 

l.a) Aus dem Gesagten ergibt sich folgendes: Eine ausdrückliche 

Regelung im Beitrittsvertrag oder eine aus Anlaß der 
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Unterzeichnung abgegebene, völkerrechtlich beide Teile 

bindende, Erklärung Österreichs mit Bezugnahme auf dessen 

immerwährende Neutralität als maßgebliche Voraussetzung 

einer EG-Migliedschaft müßte das Ziel von 

Beitrittsverhandlungen sein. 

b) Der Zweck einer derartigen neutralitätsbezogenen Regelung 

bzw. Erklärung müßte es vor allem sein, zu erreichen, daß 

Österreich zur Wahrung seiner Neutralität von der 

Verpflichtung zur Befolgung nicht neutralitätskonformer 

EG-Vorschriften ausgenommen wird. 

Besonders hervorzuheben ist, daß dem österreichischen 

Bundes-Verfassungsgesetz mit Novelle BGBI. 19 75/3 68 ein 

Art. 9a eingefügt wurde, wonach sich Österreich zur 

umfassenden Landesverteidigung bekennt. Absatz 2 dieses 

Artikels bezeichnet ausdrücklich die wirtschaftliche 

Lan�esverteidigung als einen Teilbereich der umfassenden 

Landesverteidigung. Daraus ist zu schließen, daß von 

Verfassungs wegen eine Verpflichtung besteht, auch in 

Friedenszeiten Vorsorge für die wirtschaftliche Versorgung 

in Kriegszeiten zu treffen. Daher wären die diesbezüglich 

von Österreich vorgesehenen innerstaatlichen Vorschriften 

und Maßnahmen den EG vor Vertragsabschluß mitzuteilen 

(siehe hiezu Pkt. E) . 

c) Erforderlich wäre ferner eine ausdrückliche interpretative 

Bezugnahme Österreichs auf EG-rechtliche Schutzklauseln 

(siehe oben), zumindest aber auf Art. 224 des 

EWG-Vertrages. Entweder in der sogenannten Beitrittsakte 

(Beitrittsvertrag) selbst oder in einer in unmittelbarem 

Zusammenhang damit stehenden bindenden völkerrechtlichen 

Erklärung sollte auf folgendes hingewiesen werden: Die 

neutralitätsrechtlichen Verpflichtungen Österreichs sind 

im Sinne des Art. 224 EWG-Vertrag als "Verpflichtungen" 

anzusehen, die Österreich "im Hinblick auf die 

Aufrechterhaltung des Friedens und der internationalen 

Sicherheit übernommen hat". 
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2. Selbst wenn man der Meinung ist, die in den EG-Verträgen 

vielfach vorgesehenen Bindungen der Außenpolitik und 

Befugnisübertragungen an supranationale Organe könnten im 

Neutralitätsfall stets unter Berufung auf eine 

Schutzklausel oder auf einen allfälligen 

Neutralitätsvorbehalt durch den dauernd neutralen Staat 

vermieden werden, bleibt doch folgendes zentrales Problem: 

Sofern die anderen EG-Mitgliedstaaten Österreichs 

Interpretation seines Verhaltens als neutralitätsrechtlich 

bedingt nicht teilen, können nach den EG-Verträgen sowohl 

die Kommission als auch jeder der anderen Mitgliedstaaten 

den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften zur 

Entscheidung anrufen. Damit aber wird letztlich diesem 

supranationalen Organ die Entscheidung über die 

Zulässigkeit oder Unzulässigkeit von Maßnahmen auf Grund 

der österreichischen Neutralität eingeräumt. 

Die letzte Entscheidung über eine Zulässigkeit der von 

Österreich wegen seiner Neutralitätsverpflichtung 

ergriffenen Maßnahmen würde somit dem Gerichtshof der 

Europäischen Gemeinschaften in Luxemburg obliegen. Damit 

würde sich Österreich aber der abschließenden 

eigenständigen Beurteilung seiner neutralitätsrechtlichen 

Verpflichtungen begeben. Diese Problematik läßt sich mit 

folgender Argumentation relativieren, nicht aber völlig 

ausräumen: 

Auch der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften wäre 

verpflichtet, die Zulässigkeit österreichischer Maßnahmen 

am österreichischen Neutralitätsstatus zu messen und hiebei 

die für Österreichs Neutralität maßgeblichen 

völkerrechtlichen Vorschriften als Prüfungsmaßstab 

heranzuziehen. Ebenso muß davon ausgegangen werden, daß 

derartige österreichische Maßnahmen gemäß Art. 223 Abs. I 

lit. b und Art. 224 des EWG-Vertrages recte und nicht in 

III-113 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 04 Beilage B (gescanntes Original)24 von 53

www.parlament.gv.at



- 24 -

völkerrechtswidriger Weise bloß vorgeltlich Österreichs 

neutralitätsrechtliche Verpflichtungen gestützt werden. 

E. Neutralitätsbezogene praktische Konsequenzen eines 

EG-Beitritts: 

1. Glaubwürdigkeit der Neutralitätspolitik 

Ein EG-Beitritt Österreichs könnte eine Änderung 

wesentlicher Komponenten der bisherigen österreichischen 

Neutralitätspolitik mit sich bringen. Daher müßte Vorsorge 

dafür getroffen werden, die Glaubwürdigkeit der 

österreichischen Neutralitätspolitik sicherzustellen. 

2. Grenzkontrollen und sonstige Warenverkehrskontrollen 

Zunächst müßte für den Kriegsfall ein flexibles System zur 

Wiedereinführung oder Aufrechterhaltung (partieller oder 

vollständiger) Grenzkontrollen gegenüber den Europäischen 

Gemeinschaften vorgesehen werden. Dies gilt insbesondere 

auch für die Handhabung des Kriegsmaterialgesetzes. Daß dies 

keinen Bruch des EG-Systems bedeuten muß, ergibt sich aus 

Art. 223 Abs. 1 lit. b des EWG-Vertrages: Diese Bestimmung 

ermächtigt EG-Mitgliedss�aaten, "Maßnahmen" hinsichtlich der 

Erzeugung und des Handels mit Kriegsmaterial zu ergreifen. 

Auch ein System von Ein- und Ausfuhrkontrollen an den 

EG-Binnengrenzen wird diesbezüglich - entsprechend dieser 

EG-rechtlichen Bestimmung - jedenfalls zulässig und daher 

EG-rechtskonform sein. 

Für Österreich bedeutet dies fOlgendes: 

a) Die Notwendigkeit, laufende Kriegsmaterialkontrollen in 

Friedenszeiten auf das in der Verordnung des Rates zu 

Art. 223 Abs. 1 lit. b des EWG-Vertrages vorgesehene 

Ausmaß einzuschränken (Anpassung der Warenliste) oder 

eine entsprechende KlarsteIlung aus Anlaß des Beitritts 

vorzunehmen. 
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b) Die Notwendigkeit, im Kriegsfall bloß gegen einen Teil 

der Kriegführenden gerichtete Exportembargos nicht 

mitvollziehen zu müssen (keine Maßnahmen erforderlich). 

Dies erscheint - insbesondere bei Kriegsteilnahme eines 

EG-Mitgliedstaates - der einzig gangbare Weg, wenn 

besondere Regelungen betreffend den Handel mit einzelnen 

EG-Staaten bei vollendetem Binnenmarkt ausgeschlossen 

sindi neutralitätsrechtlich gebotene, gleichmäßige 

Maßnahmen gegen alle Kriegsteilnehmer kämen somit nicht 

in Betracht, weshalb auf Sanktionen gegenüber allen 

Kriegsparteien verzichtet werden müßte. 

c) Im Fall eines Importembargos (vgl. oben, Abschnitt B, 

Pkt. I, letzte Untergliederung) ergeben sich hingegen 

erhebliche technische Probleme: Aus den bereits unter b) 

genannten Gründen sollte Österreich zur Teilnahme an 

einem Importembargo der Europäischen Gemeinschaften, das 

bloß gegenüber einem Teil der kriegführenden Parteien 

verhängt wird, nicht verpflichtet sein. Eine spezielle 

Grenzkontrolle Österreichs wäre somit einfuhrseitig nicht 

erforderlich. Wohl aber bestünde für die Europäischen 

Gemeinschaften die Gefahr, daß Österreich als 

"Importschlupfloch" mangels interner Grenzkontrollen 

(ins?esondere nach einer voraussichtlichen Beseitigung 

des Art. 115 EWG-Vertrag) das gesamte EG-Embargo zum 

Scheitern bringt. Folglich müßte in diesem Fall für die 

EG-Binnengrenze mit Österreich ein eigenes 

Importkontrollsystem aufgebaut werden. Ob die 

Europäischen Gemeinschaften hiezu bereit wären, ist 

zweifelhaft. Es ist daher zu überlegen, ob Österreich im 

Interesse der Europäischen Gemeinschaften an den' 

EG-Binnengrenzen ein entsprechendes Wieder ausfuhrverbot 

samt Ausfuhrkontrolle durchführen könnte, ohne damit 

seine Neutralitätspflichten zu verletzen. Eine derartige 

Maßnahme dürfte - wenn auch technisch aufwendig 

- neutralitätsrechtlich zulässig sein. Eine 

- neutralitätsrechtlich verpönte - Ungleichbehandlung 

kriegführender Drittstaaten gegenüber kriegführenden 
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EG-Mi t g l i ed s t a a ten wü rde s i ch a l l e rd i ng s  t ro t z dem f ü r  d i e  

Du rch f u h r  b z w .  f ü r  den unve r ä nde r ten Reexpo r t  v o n  Wa ren 

a u s  dem kr i eg f üh r enden EG-Mi t g l i ed s t a a t e n  übe r Ö s t e r r e i ch 

i n  a nd e r e  EG-Mi tg l i ed s t a a t en e r geben . D i e s e s  P r o b lem wä r e  

ko n s e quente r we i s e  nu r i m  Weg e  e i n e r  K l a r s t e Il ung a u s  

An l aß d e s  Be i t r i t t s  zu l ö s en . 

d )  Wi ch t i g  dü r f t e  auch d i e  F r a g e  n a ch d e r  p r a kt i s chen 

Du r chfüh r b a r ke i t  de r a r t ige r G r enzkont r o l l e n  ( s i ehe oben 

Pkt . a )  b i s c» g e g enüb e r  dem EG-Bi nnenma rkt s e i n . 

3 .  K r i s envo r s o rg e  

D i e  f ü r  den K r i eg s f a l l  e r f o rde r l i chen Vo r keh rungen z u r  

S i che r s t e l lung d e r  Ve r s o r gung i n  K r i s en z e i ten müß t en i m  

Ei nkl ang m i t  dem EG-Recht s tehen . 

D a s bedeu t e t , d a ß  d i e  Ve r s o rgung s s i che rung n a ch Mög l i chke i t  

mi t n i ch t  hohe i t l i chen Mi t t e l n  z u  e r f o l g e n  h ä t t e . S o we i t  e i n  

hohe i t l i ch e s  I n s t rument a r i um f ü r  d i e  S i cherung d e r  

Ve r s o r gung Ö s t e r r e i chs i n  K r i e g s z e i t en une r l ä ß l i ch i s t ,  

wä ren d i e s e  Rege l ungen wäh rend de r Be i t r i t t s v e rh and lungen 

b z w. a u s  An l aß e i ne s  EG-Be i t r i t t s  ausd rück l i ch zu 

noti f i z i e r en. 

Hi e f ü r  kommen p r i nz i p i e l l  z we i  Mö g l i chke i te n  in Be t r a cht : 

entwede r we rden d i e  i n  Ö s t e r r e i ch be r e i t s  d e r z e i t  g e l t enden 

K r i s en re g e l ungen ( z . B . EnLG , EBMG , Rohs t o f fLG ) ( a l l e nf a l l s 

mod i f i z i e r t )  den EG mi t g e t e i l t  ode r Ö s t e r r e i ch b e s ch l i eß t  

e i n  o d e r  meh r e re vö l l i g neue , umf a s s ende 

K r i s en l enkung s g e s et z e , d i e  im K r i egs f a l l  angewendet we rden 

s o l l en . In be i de n  F ä l l e n  wä ren d i e  Rech t s texte den EG vo r 

dem Be i t r i t t  z u  not i f i z i e r en . Be s o nd e r s  wi ch t i g  wä r e n  

d i e s bezüg l i ch Rege lungen übe r d i e  Du rch f üh rung d e r  

Wa r e nv e r keh r s kont r o l l e n . 
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4 .  Bi l a t e r a l e  Hande l sv e r t r äg e  

D i e  E i n s ch r änkung d e r  außenhande l s po l i t i s chen Autonomi e a l s  

Fo l g e  e i ne s  EG-Be i t r i t t s  wü rde Ö s t e r r e i ch z u  e i ne r  Künd i gung 

entgegens t ehend e r  h a nde l sve r t r a g l i che r Rege l ung en , 

i ns b e s o nde r e  mi t O s t - S t a a t en ,  zwingen . Fü r den Hande l s - und 

Sch i f f ah r t s ve r t r a g  m i t  d e r  UdSSR ( BGBl . N r . 19 3 /19 6 4 )  

g e s t a t te t  A r t . 5 1i t . b ) d i e s e s  ve r t r a g e s  Au s n a hmen z u  den 

we sent l i chen , ve r t r a g l i ch e i ng e r äumten Begüns t i gungen a u f  

d e n  Geb i e ten d e r  E i n- und Au s fuhr und d e r  Z ö l l e wegen 

" Begün s t i gung en , d i e  s i ch a u s  e i n e r  Z o l l u n i o n  e rg e be n ,  d i e  

z wi s chen e i nem d e r  Ve r t r ag s s ch l i eßenden Te i l e und d r i t t en 

S t a a t en . . .  i n  Z u ku n f t  a b g e s ch l o s s en wi r d " . 

D i e  a l l g eme i ne Me i s t begüns t i gung s k l au s e l  d e s  A r t . 1 d i e s e s  

Hande l sv e r t r a g e s  s che i nt im üb r i ge n  s chon d u r ch e i ne 

entgegenge s e t z t e  l ang j ä h r i ge os t e r r e i ch i s che GATT-P r a x i s 

g e g en s t a nd s l o s  z u  s e i n  ( de s ue tudo bz w .  e s toppe l du rch 

vö l ke r r e cht l i che Ve r h a l tens p r ax i s ) . 

111. Verpf l i chtungen nach dem S t a a t s v e r t r ag und EG-Be i t r i t t  

A .  Ans ch l ußve rbot und EG-Be i t r i t t  

Z u r  F r a g e  d e r  Ve r e i nb a r ke i t  e i ne r a l l fä l l i g e n  

EG-Mi t g l i ed s ch a f t  Ö s t e r r e i chs mi t A r t . 4 d e s  S t a a t sv e r t r a g �s 

i s t  f o l g endes z u  beme r ken : 

1 . a ) A r t . 4 d e s  S t a a t s ve r t r ag e s  s t a tu i e r t  e i n  "Verbot  d e s  

Ans ch l u s s e s " und geb i et e t  Ö s t e r r e i ch, ke i ne wi e imme r 

g e a r t e t e  po l i t i sche o d e r  wi r t scha f t l i che Ve r e i n i gung m i t  

Deut s ch l and e i nzugehen . Z u r  S i che rung d i e s e r  Ve r p f l i ch tung 

übe r n i mmt es d i e  Repub l i k  Ö s t e r r e i ch v o r  a l l em ,  ke i ne r l e i  

Ve r e i nb a rung mi t Deu t s ch l and z u  t r e ffen und ke i ne r l e i  

Hand l ung z u  s e t z en o d e r  Maßnahmen z u  t r e f fen , d i e  g e e i gnet 

wä ren , unmi t t e l b a r  ode r mi t t e lba r e i ne po l i t i s che o d e r  
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wi r t s ch a f t l i che Ve r e i n i gung mi t Deu t s ch l and z u  f ö rde r n  

ode r s e i ne t e r r i t o r i a l e Unv e r s e h r t he i t  ode r po l i t i s ch e  

o d e r  wi r t s ch a f t l i che Unabhäng i g ke i t  z u  bee i n t r ä cht i g e n . 

b )  D i e  s e h r  we i t e  Fo rmu l i e rung d i e s e r  Be s t immung könnte p r i ma 

v i s t a  d i e  Ve rmu tung ents tehen l a s s en ,  d a ß  e i ne 

EG-Mi t g l i ed s ch a f t  Ö s t e r r e i ch s  i m  H i nb l i ck a u f  d a s  d u r ch 

A r t . 4 d e s  s t a a t sve r t r a g e s  s t a tu i e r t e  Ansch lußve rbot 

p ro b l ema t i sch wä r e . 

2 . a ) Eine e i ng ehend e r e  Bet r a chtung f ü h r t  j edoch d a zu , d a ß  s i ch 

A r t . 4 d e s  S t a a t sv e r t r a g s  - unge a cht e t  s e i ne r  s e h r  we i t en 

Fo rmu l i e rung - woh l  nu r a u f  d a s  b i 1 a t e r a l e  

Ve rh ä l t n i s  z wi s chen Ö s t e r r e i ch und Deu t s ch l a nd ( de r z e i t  

a l s o  d e r  Bund e s r epub l i k  Deu t s ch l and b z w .  We s tbe r l i ns und 

d e r  Deut s chen Demo k r a t i s chen Repub l i k ) bez i ehen kann , 

n i ch t  a b e r  a u f  e i ne mu l t i l a t e r a l e  I n t e r n a t i on a l e  

O r g an i s a t i o n  n a ch A r t  d e r  EG . 

b )  D a f ü r  s p r i ch t  z um e i ne n  d e r  Text ( a r g . " An s ch luß " )  i m  

Z u s ammenh a l t  mi t d e n  h i s t o r i schen Ums t ä nden , v o r  deren 

Hi n t e r g rund der St a a t sve r t r a g  zu s ehen i s t , i ns be s ondere 

der  i m  Jahre 19 3 8  e r z wungene Ans ch l Uß Ös t e r r e i chs a n  d a s  

Deut s che Re i ch und d i e  v o r a ng e g ang ene Ans ch lußd i s ku s s i on 

i n  Ö s t e r r e i ch .  De r Z u s ammenhang z wi s chem dem Text d e s  

S t a a t sv e r t r ag e s  und d i e s em h i s t o r i s chen H i nt e r g rund wi rd 

g e r a d e  in A r t . 4 l e g . ci t . rech t  deut l i ch ,  we nn i m  l e t z ten 

S a t z  d e s  Abs . 2 von d e r  Ve r p f l i chtung Ös t e r r e i chs d i e  

Rede i s t ,  " g roßdeu t s che P r o p a g and a zugun s t e n  d e r  

Ve r e i n i gung m i t  Deu t s ch l and ( zu )  v e r h i nd e r n . "  ( Im üb r i g en 

s p r i cht auch der Wo r t l au t  der eng l i s ch- , d e r  

f r a nz ö s i s ch- und d e r  ru s s i s ch s p r ach i g en F a s s ung d e s  

S t a a t sve r t r a g e s , d i e  s ämt l i ch d a s  Wo r t  " An s ch luß " 

v e r wende n , f ü r  d i e s e s  Ve r s t ändn i s ) . 

c) Zum a nde ren k a nn a u s  d e r  ( s t i l l schwe i g ende n )  

S t a a t enp r axi s s e i t  dem I nk r a f t t reten des  St a a t sve r t r a g e s  
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g e s ch l o s s en we rden , d aß A r t . 4 l e g . ci t . s t e t s  nu r a l s  a u f  

d a s  b i l a t e r a l e  Ve rh ä l t n i s  z wi s chen Ö s t e r r e i ch u n d  

Deu t s ch l and bezogen v e r s t anden wu rde : 

ca ) E s  wa r n i e  s t r i t t i g ,  d aß Ö s t e r r e i ch und d i e  

Bunde s r epub l i k  Deu t sch l and zug l e i ch Mi t g l i ed e r  

mu l t i l a t e r a le r  i nt e r n a t i o n a l e r  O r g an i s a t i onen i m  

p o l i t i s chen o d e r  wi r t s ch a f t l i chen Be r e i ch s e i n  können 

( z . B . GATT o d e r  OECD e t c . ) ,  wobe i e i n i g e  d i e s e r  

O r g a n i s a t i o nen - f re i l i ch i n  e i nem g e g enübe r  den EG 

e i ng e s ch r änkten Au smaß - auch Be fug n i s s e z u  e i ne r  d i e  

Mi t g l i ed s t a a te n  b i ndenden p o l i t i s chen b z w .  

wi r t s cha f t spo l i t i s chen Wi l l en s b i l dung be s i t z en . 

cb ) Auch d i e  d e r ze i t  g e l t enden F r e i h a nd e l s abkommen 

Ö s t e r r e i ch s  mi t den Eu rop ä i s chen Geme i n s ch a f te n  s i nd 

unt e r  d em Ge s i cht s punkt d e s  A r t . 4 d e s  S t a a t sv e r t r a g e s  

n i ema l s  p r o b l ema t i s i e r t  wo rden . Be i e i ne r - wi e 

d a r g e l eg t  v e r f e h l t e n  - s t r engen Wo r t i nt e r p r e t a t i on d e s  

A r t . 4 d e s  S t a a t sve r t r a g e s  h ä t t e  h i ngegen i m  G runde 

auch d i e  E r r i chtung e i ne r ( neben a nde ren S t a a t e n )  

Ö s t e r r e i ch und d i e  Bund e s r epub l i k  Deu t s ch l a nd 

g l e i che rmaßen e r f a s s enden F r e i h ande l s z one a l s  

unzu l ä s s i g  anges ehen we rden mü s s en , we i l  man i h r  d i e  

E i g nung h ä t t e  unt e r s t e l l e n  können , m i t t e l b a r e i ne 

wi r t s cha f t l i che Ve r e i n i gung m i t  Deut s ch l a nd z u  f ö rdern . 

Ke i n e r  d e r  Unt e r z e i chne r s t a a t en d e s  S t a a t s v e r t r a g e s  h a t  

j ed o ch z um Z e i t punkt d e s  Abs ch l u s s e s  d e r  g e n a nnten 

F r e i ha nd e l s a bkommen oder s e i ther  gegen de ren I nh a l t  

unt e r  d em Ges i ch t s punkt d e s  A r t . 4 d e s  S t a a t sve r t r a g e s  

e r ns t l i ch e  Bedenken g e l t end g emach t . 

3 . a ) D e r  Vo l l s t änd i gke i t  d e r  D a r s t e l l ung h a l be r  s e i  d a r au f  

h i ng e wi e s en , d a ß  - theo ret i s ch g e s ehen - e i ne 

EG-Mi t g l i ed s ch a f t  Ö s t e r r e i chs v o r  dem Hi nt e r g rund d e s  

A r t . 4 d e s  S t a a t sv e r t r a g e s  a l l e nf a l l s  d a nn p r o b l ema t i s ch 

s e i n  könn t e , wenn 
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a a )  d e r  Bunde s r epub l i k  Deut s ch l and i nne r h a l b  d e r  

Eu r op ä i s chen Geme i n s ch a f ten h i n s i cht l i ch d e r  

Wi l l e n s b i l dung e i ne g eg enüb e r  a nde ren Mi tg l i ed e r n  

p r ädomi n a n t e  Ro l l e zukäme , d i e  BRD s om i t  e i nen i m  

Ve r h ä l t n i s  z u  den übr i gen Mi tg l i ed s t a a t e n  

übe r p ro p o r t i on a l e n  E i nf l uß i n  d e n  E u r op ä i s chen 

Geme i n s ch a f ten h ä t t e  o d e r  

a b )  wenn m i t  e i nem a l l f ä l l i gen EG-Be i t r i t t ö s t e r r e i ch s  von 

Recht s wegen e i ne s t ä r ke r e  Ann ä he rung Ö s t e r r e i ch s  a n  

d i e  BRD a l s  a n  d i e  üb r i g e n  EG-Mi tg l i ed s t a a t en 

v e r bunden wä r e .  

b )  Ke i ne d i e s e r  Annahmen t r i f f t  j ed o ch zu . D i e s  e r g i b t  s i ch 

a u s  f o l g enden E r wä gung en : 

b a ) Z un ä ch s t  i s t  he rvo r z uheben , d a ß  d e r  Bundes r epub l i k  

Deu t s ch l a n9 i m  Rahmen d e r  EG-O r g a ne ke i n  übermä ß i g  

s t a r ke s , au s s ch l a g g ebend e s  Gewi ch t  z ukommt , s o d a ß  auch 

v o n  den O r g a n i s a t i o n s s t ruktu ren und 

Wi l l e n s b i l dung smech a n i smen d e r  EG aus g e s ehen , e i ne 

den Z i e l s et z ungen d e s  A r t . 4 d e s  S t a a t sv e r t r a g e s  

entgegen l au f ende Entwi ck lung n i ch t  zu e rwa r t e n  i s t : 

Abg e s ehen v o n  den - j edenf a l l s unp r o b l ema t i schen 

- F ä l l e n  no t wend i g e r  E i n s t i mmi g ke i t i s t d e r  gewo g ene 

S t immen a n t e i l  d e r  Bunde s repub l i k  Deu t s ch l and im Ra t 

und i m  Eu r op ä i s chen P a r l ament ke i ne s f a l l s  

übe rp ropo r t i o n a l und ve r l e i ht d e r  Bundes r epub l i k  

Deu t s ch l a nd vo r a l l em ke i n  a ll e i n  a u s sch l a g gebendes 

Ent s ch e i dung s g ewi cht . Auch i h r e  bes onde r e  

wi r t s ch a f t s p o l i t i s che Bed eutung e rmö g l i cht e s  d e r  

Bund e s r epub l i k  Deut s ch l and n i ch t , d i e  Entwi ck lung d e r  

Eu r op ä i schen Geme i n s ch a f ten und d e r  üb r i ge n  

EG-Mi t g l i e d s t a a t en z u  behe r r s chen . 

b b )  De r Ums t a nd , d a ß  d i e  Bunde s r epub l i k  Deut s ch l a nd e i n  

Mi t g l i ed s t a a t  de r Eu r op ä i s chen Geme i n s ch a f t en i s t , 
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wü rde s e l b s t  im Be i t r i t t s f a l l  Ö s t e r re i ch s  ke i nen auch 

nu r mi t t e l b a re n  " An s ch l uß "  a n  Deu t s ch l a nd bew i r ke n . 

Denn i n  dem g l e i chen Au smaß , i n  d em e i ne 

wi r t s cha f t l i che Geme i ns ch a f t  mi t d e r  Bunde s repub l i k  

D eu t s ch l a nd e i ngeg a ngen wü rde , wi rd d i e s e  mi t a l l e n  

e l f  a nd e r en EG-Mi t g l i ed s t a a te n  h e r g e s t e l l t .  

[ Imme r h i n  könnte s i ch auch d i e  F r a g e  s t e l l e n , o b  e i n  

Be i t r i t t  Ö s t e r r e i chs z u  den E G  - e t wa i m  Hi nb l i ck a u f  

d i e  g eo g r a ph i s che S i tu a t i on und d i e  g eg ebenen 

i nt e n s iven Wi r t s ch a f t s bez i ehungen z wi s chen Ös t e r re i ch 

und d e r  BRD - d i e  Wah r s che i n l i ch ke i t  e r hö h t en , d a ß  

Ö s t e r re i ch z u r  BRD i n  e i ne ( po l i t i s che o de r )  

wi r t s cha f t l i che Abhä ng i g ke i t  g e r ä t . Abge s ehen d a vo n ,  

d a ß  d i e s e  F r a ge s t e l l ung s chon i n  hohem G r ade 

hypo t he t i s ch und d ah e r  rech t l i ch s chwe r  f aßb a r  i s t , 

wä r e  i n  emp i r i s che r Hi n s i cht z u  d e r  g e g e ns t ä nd l i chen 

P r o b l ema t i k  d a s  mög l i che Be i s p i e l  I r l and s im 

Ve r h ä l t n i s  zum Ve r e i n i g t en Kön i g r e i ch z u  e r wähnen : D i e  

zum Z e i t punkt d e s  EG-Be i t r i t t s  I r l ands auße r o rdent l i ch 

hohe b i l a t e r a l e  wi r t s ch a f t s po l i t i s che Ve r f l echtung 

z wi s chen be i den S t a a ten i s t  wäh r end der Jahre d e r  

EG-Mi t g l i ed s ch a f t  I r l a nds i n  s i g n i f i ka n t e r  We i s e von 

e i ne r  wi r t s cha f t s po l i t i s chen Ö f f nung I r l a nd s g e g e nübe r 

den üb r i gen EG-Mi t g l i ed s t a a t en a b g e l ö s t  wo rden . E s  

s che i n t  al s o  e i n i g e s  f ü r  d i e  Ann ahme z u  s p rechen , d a ß  

d i e  E i n f üh rung g l e i ch a r t i g e r  Ma rktbe d i ngungen f ü r  d i e  

ü b r i gen EG-Mi t g l i ed s s t a a t en maßg eb l i ch a n  d e r  

Ve r r i ng e rung d e r  s e i ne r z e i t i g e n  wi r t s ch a f t s po l i t i schen 

O r i e nt i e rung d e r  Repub l i k  I r l and am Ve r e i n i g t e n  

Köni g r e i ch be t e i l i g t  wa r .  Se lbs tve r s t änd l i ch kann 

d i e s e s  Be i s p i e l  aus ve r s ch i edenen G ründen n i cht ohne 

we i te r e s  auf d a s  Ve rhä l t n i s z wi schen Ö s t e r r e i ch und 

d e r  BRD übe r t r a gen we rden . Im R a hmen der o ben 

ang e s t e l l t e n  hypo t he t i s chen E r wägungen dü r f t e es 

j ed o ch n i cht ohne Bedeutung s e i n . ] 
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4 .  I m  übr i gen kann d avon a u s g e g angen we rden , d a ß  ke i ne r  d e r  

EG- P a r tne r d e r  Bund e s repub l i k  Deu t s ch l and s e i ne 

EG-Mi t g l i ed s ch a f t  j e  unt e r  dem Aspekt e i ne s  Ans c h l u s s e s  a n  

Deu t s c h l a nd g e s ehen h a t  o d e r  s ehen wü rde . 

5 .  D i e  d a rg e l eg te n  E rw ägungen s p r echen a l s o i ns g e s amt gegen d i e  

Annahme , d a ß  e i n  a l l f ä l l i g e r  EG-Be i t r i t t  Ö s t e r re i chs e i nen 

Ve r s toß g e g en d a s  durch A r t . 4 des S t a a t sve r t r a g e s  no rmi e r t e  

" An s c h l ußve rbo t "  bedeuten wü rde . 

B .  S o n s t ige Ve rpf l i c htungen Ö s t e r r e i chs nach dem S t a a t sv e r t r ag 

1 .  P r o b l eme 

a )  A r t . 14 Ab s . 4 d e s  S t a a t sve r t r a g e s  ve r b i e t e t  Ö s t e r r e i ch d i e  

He r s t e l lung , den E rwe rb und den Bes i t z  v o n  K r i eg sma t e r i a l  

d eu t sche r E r z eugung o d e r  d eu t s chen U r s p rung s o d e r  Entwu r f e s . 

D i e s e  B e s t i mmung w i de r s p r ä che v e r s ch i ed enen G rund s ä t z en d e s  

EWG-Ve r t r a g e s . S i e  wü rde i ns b e s o nd e r e  g egen d a s  Ve rbot d e r  

D i s kr i m i n i e rung v o n  Ang ehö r i gen ande r e r  EG-Mi t g l i e d s t a a t en 

n a c h  A r t . 7 EWG-Ve r t r a g  ve r s toßen . 

b )  Gemäß A r t . 1 5  Abs . 2 d e s  S t a a t s ve r t r ag e s  s o l l  Ö s t e r r e i ch i n  

d e r  mi l i t ä r i s chen o d e r  z iv i l e n  Luf t f a h r t  o d e r  be i 

Expe r iment e n , Entwü r f en , b e i  d e r  P rodukt i o n  ode r 

I n s t a ndha l tung v o n  K r i e g sma t e r i a l  wed e r  v e rwenden noch 

a u s b i lden : Pe r s onen , d i e  deuts che St a a t s a ngehö r i g e  s i nd o d e r  

z u  i r g ende i ne r  Z e i t  vo r dem 1 3 . Mä r z  1 9 3 8  deu t s che 

S t a a t s a n g e hö r i g e  w a r en ,  oder ö s t e r r e i ch i s che 

S t a a t s angehö r i g e , d i e  von de r D i en s t l e i s t ung in den 

S t r e i t kr ä f t en gemäß A r t . 1 2  des St a a t s ve r t r a g e s  

a u s g e s c h l o s s e n  s i nd o d e r  Pe r s o nen , d i e  n i cht ö s t e r r e i ch i s che 

S t a a t s angehö r i g e  s i nd .  

D i e s e  B e s t i mmung des  S t a a t sve r t r a g e s  wü rde i ns be s o nde r e  dem 

G ru nd s a t z  d e r  F r e i züg i g ke i t  d e r  A r b e i tnehme r ( A r t . 4 8 f f  

EWG-Ve r t r a g ) , dem N i ede r l a s sung s recht ( A r t . 5 2 f f  
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EWG-Ve r t r ag ) , d e r  F r e i he i t  d e s  D i e ns t l e i s tu ng sv e r keh r s  

( A r t . 5 9 f f  EWG-Ve r t r a g )  s ow i e  dem D i s kr im i n i e rung s v e r b o t  

( A r t . 7 EWG-Ve r t r ag )  z uw i de r l a u f en . 

c )  Gemäß A r t . 1 6  d e s  S t a a t sv e r t r a g e s  i s t  e s  Ö s t e r re i ch 

v e rbo te n , z i v i l e  Lu f t f a h r z eu g e  d eu t s cher B a u a r t  o d e r  s o l che 

Lu f t f ah r z eug e , d i e  e i ne g rö ß e r e  Z ah l  von Te i l e n  d eu t s ch e r  

He r s t e l lung o d e r B au a r t  enth a l t en , z u  e rwe rben o d e r  z u  

e r z eugen . 

D i e s e  B e s t i mmung wü rde g l e i chf a l l s  g e g en G ru nd s ä t z e  d e s  

EWG-Ve r t r ag e s  v e r s toßen , i ns b e s o nd e r e  g e g e n  d a s  

D i s k r i mi n i e rung s v e rbo t ( A r t . 7 d e s  EWG-Ve r t r a g e s ) .  

d )  F r a g en könnten auch i m  Z u s ammenh a ng m i t  A r t . 2 2  Z 1 3  d e s  

S t a a t sv e r t r ag e s  ( de u t s che Ve rmögenswe r t e  i n  Ö s t e r re i ch )  

a u f t r e t en , i h r e  p r a k t i s che T r a gwe i te dü r f t e  a l l e rd i ng s  

g e r i ng s e i n . 

e )  Gemäß A r t . 3 1  d e s  S t a a t sv e r t r a g e s  i s t d i e  Donau f ü r  

Ang ehö r i ge , H a nde l s s ch i f f e u nd Wa ren a l l e r  S t a a te n  a u f  

G ru nd l a g e  d e r  G l e i ch s t e l lung bezüg l i ch d e r  H a fen- und 

S c h i f f ah r t s gebühren und der Bed i ngunge n  für d i e  

H a nde l s s c h i f f ah r t  f r e i  und o f f en . D i e s e  B e s t i mmung s t eh t  

zwa r g runds ä t z l i ch i m  E i nk l ang mi t den G ru nd g e d anken d e s  

EWG-Ve r t r ag e s  übe r e i ne L i be r a l i s i e rung d e r  g eme i n s amen 

Ve r ke hr s p o l i t i k .  A l l f ä l l i ge d i s kr imi n i e r ende Maßnahmen d e r  

EG-Ve r keh r s po l i t i k  g emäß Art . 7 5  d e s  EWG-Ve r t r a g e s  g e g en 

N i chtmi t g l i ed s t a a te n  wü rden j ed o c h  d em Geb o t  d e s  A r t . 3 1  des  

S t a a t sv e r t r a g e s  w i de r s p r echen . 

f )  Gemäß A r t . 3 2  Abs . 1 d e s  S t a a t sv e r t r a g e s  i s t Ö s t e r r e i ch 

v e r p f l i ch t e t , den E i s enba hn-Tr ans i tve r ke h r  z u  a n g eme s s enen 

T a r i f e n  z u  e r l e i ch t e r n . Ob und i nw i ewe i t  der i m  Zuge e i ner 

"Ver g eme i n s c h a f tung " der  Ve rkeh r s p o l i t i k  e i n t r e t end e 

Übe rg ang d e r  Z u s t ä nd i g ke i t  zum Ab s c h l uß d e r  g emäß A r t . 3 2  

Abs . 2 d e s  S t a a t s ve r t r a g e s  vo r g e s ehenen 
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Gegens e i t i g ke i t s a bkommen a u f  d i e  EG und d e r en Org ane im 

H i nb l i c k  auf d i e  g en a nnte B e s t immung d e s  S t a a t s ve r t r ag e s  

z u l ä s s i g w ä r e , i s t  zwe i f e l h a f t . 

2 .  Kons equenz en 

D i e  g e n annten Ve r p f l i chtungen Ö s t e r r e i ch s  aus dem S t a a t s ve r t r a g  

be z i ehen s i ch nach he r r s chend e r  P r a x i s n i cht b l oß a u f  

s t a a t l i che O r g a ne , s o nd e r n  auch a u f  d r i t t e  Pe r s o nen a u f  

ö s t e r r e i c h i s chem T e r r i t o r ium . 

D i e  g eg en s t änd l i chen Ve rp f l i chtungen a u s  dem S t a a t s ve r t r a g s i nd 

u n t e r  a l l e n  ums t ä nden z u  r e s pekt i e re n . Au s An l a ß e i nes 

a l l f ä l l i gen EG-Be i t r i t t e s , und zwa r schon im Au f n ahme a n t r a g ,  

w ä r e  d a he r a u s d rü c k l i ch k l a r z u s t e l l en , d aß d i e s e  

Ve rpf l i chtungen Ö s t e r r e i chs a u f recht b l e i ben s o l l en . A l len f a l l s  

müß t e  e i n  B e i t r i t t sve r t r ag e i ne entspr echende Rege l ung 

enth a l t e n . 

Fü r d i e  i nne r s t a a t l i che Vo l l z i ehung wü rden s i ch F r a g en 

h i n s i c ht l i c h  d e r  Mö g l i chke i ten e i ne r  a d ä qu a ten H a ndh abung d e r  

o b e n  a ng e fü h r t en B e s t immungen d e s  S t a a t sv e r t r a g e s  n a c h  e i nem 

EG-Be i t r i t t e r g eben . H i eb e i  kämen v e r s c h i edene Rech t s t echn i ken 

f ü r  e i ne s t a a t sv e r t r a g s ko n f o rme Vo rg angswe i s e  i n  B e t r acht . 

I ns be s o nd e r e  kö nnte i n  p r a k t i scher  H i n s i cht d i e  E i nh a l tung d e r  

A r t i ke l  1 4  Abs . 4 ,  1 5  Abs . 2 u n d  1 6  des  - gene re l l  

t r a n s f o rmi e r ten und d a h e r  unmi t t e l b a r  a nwendba ren 

- S t a a t sve r t r a g e s  ohne G r en z kont ro l l e n  u nt e r  a nd e r em d u r c h  

f o l g ende Ma ßnahmen s i ch e r g e s t e l l t werden : 

o B e i beh a l tung ( od e r  E i nfüh rung ) e i ne r  s p e z i e l l e n  Au f s i cht , 

d i e  i ns b e s o nd e r e  a u s  An l aß d e s  Ansuchens um d i e  E r t e i l ung 

e i n s ch l äg i g e r  v e rw a l tung s behö rd l i che r Bewi l l i gungen o d e r im 

R a hmen v o r h a ndener a l l geme i n e r  v e rwa l tung s p o l i z e i l i che r 

Au f s i cht a u s zuüben w ä r e : z . B .  Au s l ä nd e r be s c h ä f t i gu ng s 

bewi l l i gung , B ewi l l i gungen n a c h  dem Z i v i l l u f t f a h r t g e s e t z , 
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a l l g eme i ne g ewe r bepo l i z e i l i che Au f s i cht . H i n s i ch t l i c h  

l u f t f a h r t be hö r d l i che r Zu l a s sung e n  ent s p r ä che d i e s d e r  

l ang j ä h r i g en s t ä nd i gen Ve rwa l tu ng s p r ax i s .  

o E i n f ührung bes onde r e r  Me ldep f l i chten , 

o E i nfüh rung von z i v i l recht l i chen und v e rwa l tungs recht l i chen 

S a nkt i o ne n  f ü r  Ve r s töße : z . B .  Unw i rks amke i t  

s t a a t s ve r t r ag sw id r i g e r  Ve r t r äg e , Entzug 

v e rwa l tung s recht l i ch e r  B e f u g n i s s e ,  Verwa l tu ng s s t r a f e n . 
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IV . G rundp r i n z i p i e n  d e s  B-VG u n d  EG-Be i t r i t t 

A .  Z um bunde s s t a a t l i chen P r i n z i p  

1 . a ) D a s  bunde s s t a a t l i ehe P r i n z i p  d e r  ö s t e r r e i ch i s chen 

Bund e s ve r f a s s ung be ruht i ns b e s onde r e  a u f  d em Ums t a nd ,  

d a ß  s owo h l  d i e  Ge s e t z g ebung a l s  auch d i e  Ve rwa l t ung 

komp e tenzmä ß i g  auf Bund und L ände r  a u f g e t e i l t  s i nd .  E i n  

EG-Be i t r i t t wü rde d i e  v e r f a s s ung s recht l i chen 

Kompetenzen s owo h l  d e s  Bunde s a l s  auch d e r  L ände r  

z u g u n s t e n  d e r  O r g ane d e r  Eu r op ä i s c hen Geme i ns c h a f t e n  

n i ch t  u nwe s en t l i ch e i n s c h r ä nken . 

b )  D i e  - mi t e i nem EG-Be i t r i t t  ve rbundene - B e s ch r ä nkung 

v o n  Z u s t ä nd i g ke i t e n  des Bundes t ang i e r t  d i e  

bund e s s t a a t l i eh g a r an t i e r t e n  Rechte d e r  L ä nde r  

h i n s i cht l i c h  i h r e r  v e r f a s sung s g e s e t z l i ch v e r a n ke r t e n  

Mi tw i r kung a n  d e r  Bunde sve rwa l tu ng ( mi t t e l b a r e  

Bund e s v e rw a l tung ) u nd an d e r  Bund e s g e s e t z g ebung 

( Bunde s r a t ) .  

c )  I n  bunde s s t a a t l i che r H i ns i cht noch bedeu t s ame r i s t  

a l l e rd i ng s  d e r  f o l g ende Ums t and : De r z u  übe rnehmende 

Recht s be s t a nd d e r  Europ ä i s chen Geme i ns c h a f t e n  

( EG-Gründung sve r t r äg e  u n d  d a r au f  be ruhende 

EG-Vo r s ch r i f t e n )  wü rde in e i n e r  g rö ß e r en Z ah l  w i cht i g e r  

L ä nde r komp e t e n z e n  d i e  Übe r t r a gung von 

v e r f a s s ung s g e s e t z l i chen Hohe i t s rechten d e r  L ä nde r a u f  

d i e  z u s t ä nd i g en EG-O r g ane bew i r ken ( z . T .  g i l t  d i e s auch 

f ü r  s t a a t l i che B e f ugn i s s e  i m  n i chthohe i t l i chen 

B e r e i ch ) . D i e s  wü rde be i s p i e l swe i s e d i e  f o l genden 

B e r e i che be t re f f en : L andwi r t scha f t s recht , 

Umwe l t s chut z recht , s owe i t  e s  L a nde s s ache i s t , 

S i c h e r he i t s t echn i k  i m  n i ch t g ewe r b l i c hen B e re i ch , 

B a u recht und Feue rpo l i z e i recht e i n s ch l i eß l i ch d e r  

Ve r b i nd l i che r k l ä rung von B a uno rmen und a nd e r e n  

t echn i s chen Vo r s ch r i f t en , G rundve r keh r s recht , 
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B e r u f s r echt im B e r e i ch v o n  L ä nde r komp e t en z e n  ( z B 

S c h i s chu lwe s en , The a t e r - und K i nowe s en ,  Bu s c hen s c h a n k ,  

F r emdenfüh r e r , P r i v a t z imme rve rmi e tung ) ,  

Wi r t s c h a f t s f ö rde rung d e r  L ä nde r ,  ö f f ent l i ches 

B e s c h a f fung s - bzw . Ve r g abewe sen der L ä nde r ,  

L ande s d i e n s t recht und a nd e r e s . 

2 .  Auc h  wenn s i ch d i e s e  P r o b l ema t i k  i n  ä hn l i che r We i s e auch 

für den Bund e r g i bt , so muß d o c h  b e a ch t e t  we rden , d aß d i e  

mi t e i nem EG-Be i t r i t t  v e rbundenen E i ngr i f f e  i n  

L ä nde r kompe tenzen l e t z t l i ch e i ne E i n s c h r änkung d e s  

bunde s s t a a t l i chen P r i n z ips bedeuten könnt e .  D i e s  ums o 

meh r , a l s  den L ände r n  - im Gegen s a t z  zum Bund - e i ne 

Ve r t re tung g e g e nübe r den EG und - g e g ebenen f a l l s  - i n  den 

EG-O r g a nen z um i nd e s t  nach d e r z e i t  g e l t endem 

Ve r f a s sungs recht n i cht zukäme , und zwa r auch n i ch t  

h i ns i ch t l i c h  j ene r F r a g en , d i e  i nne r s t a a t l i c h  i n  d i e  

Z u s t änd i g ke i t  d e r  L ände r f a l l en . H i ebe i i s t  d av o n  

a u s z ug ehen , d a ß  d i e  Ve r t retung d e r  Repub l i k  ö s t e r r e i ch , 

m i t h i n  s owo h l  des  Bundes a l s auch d e r  L ä nde r  g eg enübe r 

den Eu r op ä i s c he n  Geme i n s ch a f ten e i n  F a l l  d e r  Ve r t r e tung 

nach außen i s t  und d a h e r  g emäß A r t . 1 0  Ab s . 1 Z 2 B -VG i n  

d i e  z u s t ä nd i g ke i t  d e s  Bund e s  f ä l l t . 

3 .  Au s v e r f a s su ng s recht l i che r S i cht wü rden s i ch d a he r d i e  

f o l g enden Vo r keh rungen emp f e h l e n : 

a )  Vo r a l l em w ä r e  f ü r  e i ne wi rks ame " I nt e r e s s enve r t r e tung " 

d e r  L ä nde r i m  s up r a n a t i on a l en Ent sch e i dung s p r o z eß z u  

s o rgen . D a s  b l oße Recht z u r  Ste l l ungnahme v o r 

Ve r t r a g s a b s ch luß g emäß A r t . 1 0  Abs . 3 B -VG wü rde 

d i es bezüg l i ch woh l  n i cht a u s r e i chen . Dement s p r e chend 

w i rd z u  übe r l egen s e i n , i n  we l c h e r  We i s e  e i n  

e i nhe i t l i ches Au f t reten nach außen auch h i n s i cht l i ch 

s o lche r Ang e l egenhe i t en d e r  I nteg r a t i o n s p o l i t i k  

g ew ä h r l e i s t e t  werden kann , d i e  von Ve r f a s s ung s wegen i n  

d i e  Z u s t ä nd i g ke i t  d e r  L ä nd e r  f a l l en . I m  Vo rde rg rund 
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s teht dabe i d i e  F r a g e  nach den Mög l i chke i t e n  d e r  

Scha f f ung e i ne s  i nne r s t a a t l i chen 

Koo rd i n a t i ons i n s t rument a r i ums . 

We lche Recht s f o rmen e i ne de r a r t i g e  Ko o rd i n a t i o n  h a ben 

s o l l t e  - o b  e twa Bund-L ä nde r-Ve r t r ä g e  n a c h  A r t . 1 5 a  

B -VG h i e f ü r  aus r e i chen wü rden - muß Gegen s t and d e r  

p o l i t i schen Wi l l en s b i ldung s e i n . 

b )  E s  könnte s i c h  a be r  auch a l s  zweckmäß i g  e rwe i s e n , übe r 

d i e  d e r z e i t  g e l t ende Reg e l ung d e s  A r t . 1 6  B -VG h i nau s , 

we l che d i e  L ä nd e r  z u r  Du rchfüh rung v o n  S t a a t s v e r t r� g en 

v e r p f l i ch t e t , d i e  i h ren W i r kung s be r e i ch bet r e f f en , 

Vo r s o rg e  f ü r  e i ne bund e s e i nhe i t l i che Koo rd i n a t i on d e r  

Du rchfüh rung d e r  mi t e i nem EG-Be i t r i t t  v e r bundenen bzw . 

d a r au s  r e s u l t i e renden Rec h t s v o r s ch r i f ten und Maßnahmen 

z u  t re f f e n . 

B .  Z um demo k r a t i s chen P r i n z i p  

l . a ) D a s demo k r a t i sche P r i nz i p  wü rde durch e i nen EG-Be i t r i t t  

g l e i ch f a l l s  berührt werden . Denn mit  d e r  Abg abe 

wes ent l i ch e r  Ge s e t z g ebung s befu g n i s s e  a n  d i e  O r g ane d e r  

EG i s t zwang s l ä u f i g  e i ne Schmä l e rung d e r  

Ent s che i dung sbefugn i s s e  demokr a t i s c h  g ewä h l t e r  

G e s e t z g ebung s o rg ane s owo h l  d e s  Bundes a l s  auch d e r  

L ände r  g egeben . D i e  Rechte d e s  demo kr a t i s ch g ew ä h l ten 

" Eu r op ä i s chen P a r l ament s "  ( Eu r o p ä i s che Ve r s amm l ung ) 

ent s p rechen be i wei t em n i cht j enen , d i e  nach 

ö s t e r r e i ch i s chem Ve r f a s sungs recht den g ewäh l t en 

demo kr a t i s chen Ve r t r e tung s kö r p e r n  z ukommen . 

I n s be s ond e r e  kommt dem " Eu r o p ä i s chen P a r l ament " 

g e g enüber dem R a t  i m  G e s e t z gebung s v e r f a h r en z u r  

E r l a s s ung v o n  EG-R i cht l i n i en und Ve ro rdnungen nu r e i ne 

unt e rg eo rdne t e  B edeu tung z u  ( be s ch r ä nkt e s  Ve t o recht , 

vg l . z . B .  A r t . 1 4 9  EWG-Ve r t r a g ) . 
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b )  D i e  Recht s a kte d e r  EG-Kommi s s i o n  s ow � e  d e s  EG-R a t e s  

mü s s e n  j edoch auch d ann , wenn e s  s i c h  um Akte von 

Ko l l e g i a l o r g anen h a nde l t , - in  E rmang e lung e i ne r 

unmi t t e l b a r e n  d emo kr a t i s chen Leg i t ima t i o n  - a l s  

übe rw i egend a u t o k r a t i s c h  bez e i chnet we rden . A r t . 9 

Abs . 2 B -VG , d e r  g ru nd s ä t z l i ch e i ne 

Rech t s e t zu ng s e rmächt i gung i n t e r na t i o n a l e r  O r g ane 

e rmög l i cht , r e i cht bezüg l i c h  d i e s e r  s u p r a na t i on a l e n  

O r g ane a l s  Recht s g rund l a g e  n i cht a u s  ( s . u n t e n  Pkt . F ) . 

Du r c h  d i e  p e rmanente Recht s e r z eugung a u f  Ge s e t z e s ebene durch 

demo kr a t i s c h  n i cht l e g i t imi e r t e  s u p r a na t i on a l e  O r g ane wü rde 

d a s  demo k r a t i s c he G rundp r i nz i p  der ö s t e r re i ch i s c he n  

Bund e s v e r f a s sung we s ent l i ch berüh r t . 

2 .  D a rübe r h i na u s  s o l l  i n  d i e s em Z u s ammenhang e rw ä hnt we rden , 

d a ß  de r Ge r i ch t s h o f  d e r  Eu r op ä i s chen Geme i n s c h a f ten i n  

s e i ne r  s t äpd i ge n  P r a x i s o f f e nb a r  i m  S i nne e i ne s  dyn ami s chen 

Ve r s t ä nd n i s s e s  d e r  EG-Ve rtr äge auch recht s f o r t b i ldend e  

Funkt i onen übe r nommen h 'a t . I ns t i tu t i one l l  v o r g eg ebene 

recht s f o r t b i l dende Funkt i onen i nt e rna t i on a l e r  O r g ane , zuma l 

mög l i che rwe i s e  auch a u f  ve r f a s s ung s recht l i chem Gebi e t , 

könnt en d a s  d emo kr a t i s che P r i nz i p  g l e i ch f a l l s be rühren . 

c .  Zum P r i n z ip d e r  Gewa l t ent r ennung 

Du rch e i ne n  EG-B e i t r i t t  Ö s t e r r e i ch s  und d i e  d ami t ve r bundene 

Übe r n a hme d e r  Recht s qu e l l e n  und d e r  O r g an i s a t i on s s t ruktu r en 

d e r  E u r op ä i s chen Geme i n s c h a f t e n  wü rde e i ne 

Gew i cht s v e r s c h i ebung zwi s chen Ge s e t z g ebung und Vo l l z i ehung 

e i n t r e t e n : we i te Te i l e j en e r  Au f g aben , d i e  n a c h  g e l t endem 

ö s t e r re i ch i s chem Ve r f a s s ung s recht O r g anen d e r  Ge s e t z g ebung 

z ukomme n , wü rden auf O r g ane übe rgehen , d i e  im R a hmen d e s  

Konzep t s  d e r  Gewa l t e n t e i l ung d e r  ö s t e r re i ch i s chen 

Bunde s ve r f a s s ung n i ch t  a l s  O r g ane der G e s e t z g ebung g e l ten 

könnten . E i ne r s e i t s  w ä r e  es  näml i ch mög l i c h ,  daß 

i ns be s o nd e r e  der  EG-R a t  und d i e  EG-Kommi s s i on 
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" ge s e t z e s a r t i g e "  Rege lungen m i t  unmi t t e l b a r  b i ndend e r  

W i r kung e r l a s s e n  ( EG - r echt l i che Ve ro rdnungen ) .  Ande r e r s e i t s  

könn t e  d e r  n a t i o n a l e  G e s e t z geber unt e r  B i ndung a n  g e n e r e l l e 

Ve rw a l tu ng s akte d e s  R a t e s  nach A r t  v o n  G rund s a t z g e s e t z e n  

( EG-R i c h t l i n i e n )  z u r  E r l a s sung v o n  Au s füh rung s g e s e t z en 

v e r p f l i ch t e t  werden . D a s  i ns t i tu t i one l le 

Gewa l t e n t e i lung s v e rh ä l t n i s zwi s chen Ve rwa l tung s behö rden und 

Ge r i ch t e n  wü rde h i ng e g en d u r ch e i ne n  a l l f ä l l i g en EG-Be i t r i t t  

kaum t ang i e r t . 

Ferner  i s t  d i e  Mög l i chke i t  d e r  - d i rekten ode r i nd i rekten 

- Anfechtung v o n  G e s e t z e n  d e s  ö s t e r re i c h i schen 

Bunde s g e s e t z g e be r s  o d e r  der L ande s g e s e t z g ebe r s ow i e  v o n  

Ve rwa l tu n g s recht s a kten be i m  G e r i cht sho f d e r  E u r o p ä i s chen 

Geme i ns c h a f ten z u  e rw ähnen ( vg l . A r t . 1 6 9 f f  EWG-Ve r t r a g ) . 

E i ne de r a r t i g e Rege lung wü rde we s ent l i c h  von d em 

bunde s v e r f a s sung s recht l i c h  f e s t g e l eg t en Recht s s c hu t z sys t em 

a bwe i chen . I n s b e s o nd e r e  wü rde i n  d e r  d ami t v e r bundenen 

z u s ä t z l i chen S t ä r kung der g e r i ch t l i chen Kont r o l l e  von 

Ge s e t z g ebung und Vo l l z i ehung e i ne maßgeb l i che Ve r s ch i ebung 

d e r  Gew i chte zwi s chen den S t a a t s  funkt i onen z u  s ehen s e i n , 

d i e  d a s  g ew a l tent r ennende P r i nz i p  d e r  ö s t e r r e i ch i schen 

Bund e s v e r f a s sung maßgeb l i ch berüh r t e . 

S ch l i eß l i ch b l e i b t  auch i m  Z u s ammenh ang m i t  dem 

v e r f a s su ng s recht l i chen Sys t em d e r  Gewa l t ent rennung a u f  d i e  

b e r e i t s  e rwähnte ( s i ehe oben Pkt . B )  recht s f o r t b i ldend e  

Funkt i o n  d e s  Ge r i ch t s ho f e s  d e r  Eur o p ä i schen Geme i ns c h a f ten 

h i n z uwe i s e n : E s  kann n i cht a u s g e s ch l o s s e n  werden , d a ß  

Funkt i onen d e r  Ges e t z g ebung ( e i ns ch l i eß l i ch d e r  

Ve r f a s s u ng s g e s et z g e bung ) a u f  dem Weg übe r e i ne 

recht s f o r t b i l dende Ve r t r ag s au s l egung mö g l i che rwe i s e  

a l lmä h l i ch a u f  d i e s e s g e r i cht l i che O r g an übe rgehen könnten . 

D i e s  g i l t f ü r  den F a l l ,  d aß d e r  EG-Ge r i ch � s ho f nach 

Ö s t e r re i c h s  EG-Be i t r i t t den B e i t r i t t s ve r t r a g ( e i ns c h l i eß l i ch 

d e r  Gründung sve r t r äg e )  a u s dehnend e r  i nt e rp r e t i e r t , a l s  d i e s 

d e r  z u  Ve r t r a g s a b s c h l uß i n  den EG und i n  Ö s t e r r e i ch 

he r r s chenden Au s l egung ent s p r äche . 
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D .  Zum rech t s s t a a t l i chen P r i n z ip 

E i n  a l l f ä l l i g e r  EG-Be i t r i t t  w ä r e  v o r  a l l em h i ns i c h t l i c h  d e r  

Au f r echt e r h a l tung d e s  ve r f a s sung s g e s e t z l i chen 

L eg a l i t ä t s p r i nz i p s  von maßgeb l i cher  Bedeu t ung . D a s s t renge 

D e t e rmi n a t i on s gebo t d e s  A r t . 18  B -VG könnte - ohne d a ß  d i e s 

d u r c h  Ö s t e r r e i ch ve r h i nd e r t  werden könnte - du r ch 

u nm i t t e l b a r  b i ndende EG-Ve r o rdnungen o hne h i n r e i chende 

g e s e t z l i che Vo r he rbe s t i mmung bee i n t r ä c h t i g t  we rden . D a s  

P r o b l em mang e l nd e r  i nh a l t l i ch e r  Vo rhe rbe s t immung wü rde s i ch 

i ns b e s o nde r e  d ann s te l len , wenn d i e  O rg ane d e r  Eu r op ä i s chen 

Geme i ns c h a f ten i nne r s t a a t l i c h  f ü r  d i e  VO l l z i ehung s o r g ane 

s ow i e  für d i e  Recht s u nt e rwo r f enen unmi t t e l ba r w i rks ame 

g ene r e l l e Vo r s ch r i f t en e r l a s s en ( EG-Ve r o rdnungen ) .  Da s i ch 

d a s  Gebo t d e r  h i n r e i chenden g e s e t z l i chen Dete rmi n i e rung d e s  

Ve rwa l t u ng s h a nde l n s  nu r a n  d i e  O r g ane d e r  i nne r s t a a t l i c hen 

G e s e t z g ebung ( N a t i o n a l r a t  und Bunde s r a t , L a nd t a g e )  r i ch t e t  

u n d  e i ne n ä h e r e  i nne r s t a a t l i che P r ä z i s i e rung im R a hmen e i ne r 

b e s o nd e r e n  T r a n s f o rma t i on von EG-Ve r o rdnung en . g rund s ä t z l i ch 

n i cht i n  B e t r acht kommt , könnte d a s  - f ü r  Ö s t e r r e i c h  

s p e z i f i s che , s t r i kt e  - Lega l i t ä t sp r i n z i p  i n  den 

EG- r e l ev an t en B e r e i chen d e r  ö s t e r re i ch i s chen Rech t s o rdnung 

e r h eb l i c h  e i n g e s c h r änkt s e i n . 

Sowe i t  j edoch im EG- B e r e i ch l ed i g l i ch R i cht l i n i en be s t ehen 

bzw . e r l a s s en werden , müßten i nne r s t a a t l i c he 

Au s füh rung svo r s ch r i f t e n  auch we i t e r h i n  vom Gebo t 

h i n r e i chend e r  g e s e t z l i che r Vo r au s be s t i mmung d e s  

Ve rwa l tung s h a nde l n s  behe r r s cht s e i n . Fü r d i e  Au s füh rung von 

EG-R i ch t l i n i e n  kommen - d em L eg a l i t ä t s p r i nz i p ent s p rechend 

- g runds ä t z l i c h  nu r Rege l ungen a u f  G e s e t z e s s tu f e  i n  

B e t r acht : D i e s  e rg i bt s i ch a u s  dem Ums t a nd ,  d a ß R i cht l i n i en 

n a c h  d e r  A r t  von Grund s a t z - o d e r  R a hmenvo r s ch r i f t en 

g e s t a l t e t  werden und d a h e r  in der Rege l n i cht h i n r e i chend 

v o r he rbe s t i mmt s i nd , um e i ne Du rchfüh rung mi t t e l s  

( i nne r s t a a t l i che r )  Ve r o rdnung z u  e rmö g l i c hen . 
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E .  Z um l i be r a l en P r i n z i p  und z u  F r agen d e r  Rech t s kont ro l l e 

D i e  F r a g e , o b  und i nw i ewe i t  e i n  EG-Be i t r i t t Ö s t e r r e i ch s  d i e  

v e r f a s s u ng s g e s et z l i c h  g a r a n t i e r t en G rund- und 

F r e i he i t s rechte be t re f f e n  wü rde , l äß t  s i ch n i ch t  p a u s c h a l 

b e a n two r t en . Imme r h i n  f i nden e i n i g e  l i be r a le G rund re c h t e  

auch i m  EG-Rech t  i h ren N i ed e r s ch l a g : So i ns b e s o nd e r e  d i e  

N i ede r l a s s u ng s f r e i he i t  ( A r t . 6 S tGG , A r t . 5 2 f f  EWG-Ve r t r a g ) , 

d i e  F r e i z ü g i g ke i t  d e r  Pe r s o n  ( A r t . 4 S tGG ; v g l .  A r t . 4 8 f f  

EWG-Ve r t r a g ) , d i e  F r e i züg i g ke i t  d e s  Ve rmö g e n s  ( A r t . 4 s t GG , 

f re i e r  Ka p i t a lve r kehr : A r t . 6 7 f f  EWG-Ve r t r a g ) und g ew i s s e  

Aspekte d e s  ve r f a s sung s g e s et z l i ch v e r a nke r t e n  

G l e i chhe i t s s a t z e s  ( A r t . 7 StGG , D i s k r i mi n i e rung s v e r bo t : 

A r t . 7 EWG-Ve r t r ag uv am , G l e i ch s t e l lung von ö f f e nt l i chen und 

p r i v a t e n  Unt e r nehmen : A r t . 9 0  EWG-Ve r t r a g , G ru nd s a t z  d e s  

g l e i chen Ent g e l t s  f ü r  Männe r und F r auen be i g l e i che r A r b e i t :  

A r t . 1 1 9  EWG-Ve r t r a g ) . D i e  F r e i he i t  d e s  

D i en s t l e i s tu ng sv e r keh r s  ( A r t . 5 9 f f  EWG-Ve r t r a g ) i s t  

i nn e r h a l b  Ö s t e r r e i chs durch d a s  G rund recht d e r  

E rwe r bs f r e i he i t  abg edeckt . I m  Vo r d e r g rund s t eht bezüg l i ch 

d e r  genannten Rechte n a t u r g emäß de r G rund s a t z  d e r  

G l e i chbe h and lung a l l e r  Angehö r i g en v o n  EG-Mi t g l i ed s s t a a t en 

( G rund s a t z  de r I n l ä nde rbehand lung ) .  Bedeutung s vo l l  dü r f t e 

d e r  Ums t a nd s e i n ,  d a ß  manchen G rund recht en , i n s be s o nd e r e  dem 

s p e z i e l l e n  G l e i chhe i t s gebot gemäß A r t . 1 1 9  d e s  EWG-Ve r t r a g e s  

D r i t tw i r kung zukommt . Vo n den EG-Ve r t r ä g e n  meh r f a ch 

s t i l l s c hwe i gend v o r a u s g e s e t z t  i s t  u . a .  d a s  w i r t s cha f t l i che 

Grundrecht d e r  F r e i he i t  d e r  E rwe rbsbe t ä t i g ung ( Ar t . 6 s t G G ) . 

D i e s e  i m  p r imä ren Geme i nscha f t s r echt s t a t u i e r t e n  Rechte 

be recht i g en in  der  Reg e l  u nmi t t e l b a r  d i e  

Rech t s u n t e rwo r fenen ; s i e ve r p f l i c hten a b e r  n i cht nu r d i e  

Vo l l z i ehung s o r g a ne b e i  S e t zung i nd i v i due l l e r  

Ve rwa l tung s a kt e ,  s onde r n auch d i e  z u r  g e ne r e l l e n  

Recht s e t z ung b e f u g t e n  O r g ane d e r  E G  s owi e i h r e r  

Mi t g l i ed s t a a t e n . Ve r s t öße gegen d i e s e  Bes t i mmungen kö nnen im 

n a t i on a l e n  Recht smi t t e lweg s ow i e  vo r dem Ge r i cht s ho f  d e r  
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E u r o p ä i s c hen Geme i ns c h a f ten g e l t end gemacht we rden . H i ebe i 

können f ü r  Recht svo r s ch r i f t en von Mi tg l i ed s t a a t en a u f  Ant r a g  

d e r  Kommi s s i o n  ( A r t . 16 9 EWG-Ve r t r a g )  ode r n a c h  An ru fung 

durch e i nen M i t g l i ed s t a a t  ( Ar t . 17 0 EWG-Ve r t r a g ) 

Fe s t s t e l l ungen übe r d a s  vo r l i egen von Ve r t r a g sve r s tößen 

g e t r o f f en werden , wobe i der be t r e f f ende s t a a t  d i e  s i ch aus 

dem U r t e i l  des  Ge r i cht s ho f e s  e r g ebenden Maßnahmen z u  

e r g re i f e n  h a t  ( A r t . 17 1 EWG-Ve r t r a g ) . B i ndende Recht s a kt e  

d e s  R a t e s  u n d  d e r  Kommi s s i o n  können a u f  Ant r a g  e i ne s  

Mi t g l i ed s t a a t e s , d e s  R a t e s  o d e r  d e r  Komm i s s i o n  s ow i e  j ed e r  

n a t ü r l i chen o d e r  j u r i s t i s chen Pe r s o n  w e g e n  Unzu s t ä nd i g ke i t ,  

Ve r l e t zung we s en t l i ch e r  Fo rmvo r s ch r i f t en , Ve r l e t zung d e s  

Ve r t r a g e s  o d e r  e i ne r be i s e i ne r  Du rchfüh rung anzuwendenden 

Recht s n o rm o d e r  wegen E rme s s ensmi ß b r auchs a n g e f ochten 

werden . Wi r d  d e r  K l a g e  s t a t t g egeben , s o  e r k l ä r t  d e r  

Ge r i ch t s h o f  d i e  a ng e f o chtene H a nd l ung f ü r  n i ch t i g  ( A r t . 17 4 

EWG-Ve r t r a g ) . Übe r d i e s  be s t eht e i ne Z u s t ä nd i g ke i t  d e s  

Ge r i ch t s ho f e s  z u r  s o g en a nnten Vo r a bent s c he i dung v o n  

EG- recht l i chen Au s l egung s f r a gen a u f  Ant r a g  d e s  Ge r i cht s 

e i ne s  Mi t g l i ed s t a a t e s . Let z t i ns t anz l i che Ge r i chte s i nd bei 

Au s l egung s zwe i f e l n  z u  e i ne r  d e r a r t i g e n  Ant r a g s t e l l ung a n  den 

Ge r i cht s ho f de r Eu ro p ä i s c hen Geme i ns c h a f ten v e r p f l i cht e t . 

Du rch d i e  l e t z t genannte Maßnahme s o l l  e i ne Me h r g e l e i s i g ke i t  

i n  d e r  Au s l egung d e r  Ve r t r äg e , a l s o auch d e r  G rund recht e ,  

v e rmieden werden . D i e  e i gen s t ä nd i ge Ent s c he i dungs f i ndung 

i nne r s t a a t l i che r Höchs tge r i ch t e  (VfGH , VwGH , OGH )  wü rde 

d ad u r ch deu t l i c h  e i ng e s c h r änkt . 

T r o t z  d e r  d a rge l e g ten i n s t i tu t i o ne l l e n  Abs i che rung d e s  

Recht s s chu t z e s  f ü r  d i e  i m  EG-Be r e i ch maßgeb l i chen 

w i r t s cha f t l i chen G rund rechte , e r g eben s i c h  mög l i che 

B ee i n t r ä cht i gungen für s o n s t i g e  G rund rechte : I ns be s o nd e r e 

d a nn , wenn e s  um d i e  g rund r echt s ko n f o rme I n t e r p r e t a t i o n von 

n i cht im EG-Ve r t r a g v e r anke r t en G rund rechten g eht , kö nnten 

Abwe i chungen des Ge r i ch t s ho f e s  der Eur o p ä i s chen 

Geme i n s ch a f ten von d e r  i nne r s t a a t l i chen Jud i k a t u r  s ow i e  von 
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d e r  Jud i ka t u r  d e s  Eu r op ä i s chen G e r i c h t s ho f e s  f ü r  

Men s chen rechte i n  St r aßbu r g  a u f t reten . E i ns twe i l e n  s che i n t  

d e r  Ge r i ch t s ho f  d e r  Eu r op ä i s chen Geme i n s ch a f t en i n  

d e r a r t i ge n  F r a g en n o c h  eher  z u rückh a l tend z u  s e i n . Imme r h i n  

l i eg t  a b e r  be re i t s  e i ne Jud i ka t u r  be t r e f fend den 

Wes en s g eh a l t  d e s  E i gentums rechts  und a n s a t zwe i s e  z u r  

Re l i g i ons f re i he i t ,  z u r  Ve r e i n i gu ng s f r e i he i t  und zum 

G rund recht auf Achtung des P r i v a t - und Fami l i e n l ebens , d e r  

Wohnung u n d  d e s  B r i e f v e r ke h r s  ( Ar t . 8 EMRK)  v o r .  

Au f d i e  Au s l egung s k r i t e r i en des  Ge r i ch t s ho f e s  kann i m  

v o r l i egenden Z u s ammenhang n i cht nähe r e i ng e g a ngen we rden . 

Abge s ehen von d i e s em i ns t i tu t i o ne l l e n  Aspekt d a r f  n i c ht 

übe r s ehen werden , daß v e r s ch i edene G rund r echt e , i ns be s o nd e r e  

d a s  G rund recht d e r  F r e i he i t  d e r  E rwe rbsbet ä t i gung , n i ch t  im 

R a hmen des EWG-Ve r t r ag e s , woh l  abe r i m  Rahmen des 

EGKS-Ve r t r a g e s  und des  EURATOM-Ve r� r a g e s , durch 

Lenkung s - und Monopo l i s i e rung svo r s c h r i f te n  für be s t imm t e  

w i r t s ch a f t l i che T ä t i g ke i ten emp f i nd l i che E i n s ch r ä nkungen 

e r f ah r e n . Auch wenn e i ne a b s ch l i eßende p ro g no s t i s che Au s s a ge 

d a rübe r , w i e  der Ve r f a s sung s g e r i ch t s ho f  d i e  be t r e f f enden 

Ve r t r a g s be s t immungen beu r t e i l t , n i cht vo rgenommen we rden 

kann , so könnten s i ch im L i chte der neue ren Jud i ka t u r  z u  

d i e s em G rund recht be i s p i e l swe i s e Zwe i f e l  a n  d e r  

v e r f a s sung s g e s e t z l i chen Zu l ä s s i g ke i t  d e r  Mo nopo l s t e l l ung f ü r  

d i e  Ag entu r n a ch dem EURATOM-Ve r t r a g  e r g eben . D i e  Au f f a s s ung 

s che i nt j edoch v e r t r e t b a r ,  d a ß  - bet r a cht e t  man d i e  

eu r op ä i s che I nteg r a t i on i m  a l l geme i nen und d i e  Te i l n a hme am 

künf t i g en EG- B i nnenma r kt im b e s o nd e r en a l s  ö f f ent l i ches 

I nt e r e s s e  und bedenkt man übe rd i e s  d i e  be r e i t s  d e r z e i t  in 

Ö s t e r r e i ch in z a h l r e i chen Wi r t s ch a f t s s ekto ren be s t ehenden 

r e s t r i kt i ve n  Rege l ungen - e i ne Übe rnahme der EG- recht l i c hen 

Vo r s chr i f t en auf d i e s em Geb i et im L i c hte der Jud i ka t u r  

z u l ä s s i g s e i n  dü r f t e . S i e  wä r e  wo h l  a l s  du rch d a s  

ö f f ent l i che I nt e r e s s e  geboten und a l s  s a ch l i c h 

g e recht f e r t i g t  anzus ehen . 
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D i e s  müß t e  be i s p i e l swe i s e  auch a u f  d i e  b e � o nd e r e n  Recht e  d e r  

Kommi s s i o n  z u r  Set zung v o n  Zwang smaßna hmen ( A r t . 8 3  d e s  

EURATOM-Ve r t r ag e s ) z u t r e f f en . 

Ang e s i ch t s  d e s  Ums t a nde s , d aß d e r  Ge r i ch t s ho f  d e r  

Eu r op ä i schen Geme i ns c h a f ten s i c h  b i s h e r i ns be s o nd e r e  

h i n s i c ht l i ch d e r  Kont r o l l e n a t i o n a l e r  Ge r i ch t e  g roße 

Z u rückh a l tung a u f e r l eg t  h a t  und s omi t e i ns chne i dende 

E i ng r i f f e  in d i e  G rund r echt s o r dnung en der EG-Mi t g l i ed s t a a t en 

d u r c h  s e i ne Jud i ka t u r  o f f enba r  v e rmieden wu rde n , w i r d  man 

d i e  F r a ge , o b  e i n  EG-Be i t r i t t  d a s  l i be r a l e  P r i n z i p  

e n t s c he i dend bee i n f l u s s en wü rde , ehe r ve rne i ne n  können . 

F .  Ve r f a s sungs recht l i che Ve r f ah rens a spe kt e ;  Ges amt ä nd e rung d e r  

Bunde sve r f a s sung u nd E r f o rd e r n i s e i n e r  Vo l k s a b s t immung 

1 .  z u s t immung d e s  Bunde s r a t e s  

I m  H i nb l i c k  d a r a u f , d aß - w i e  d a r ge l eg t  - d u r c h  d i e  

EG-Ve r t r ä g e  i n  d i e  Z u s t ä nd i g ke i t  d e r  L ä nd e r  i n  Ges e t z g ebung 

und Vo l l z i ehung e i ngeg r i f f e n  wü rde , w ä r e  d i e s be z üg l i c h  n i cht 

b l o ß  der Ve r f a s s u ng s r a ng s o nd e r n  übe rd i e s  ein Ve r f a h ren 

g emäß A r t . 4 4  Abs . 2 B -VG e r f o rde r l i ch . D a s he i ß t , daß e i n  

S t a a t s ve r t r a g  übe r e i nen a l l f ä l l i gen EG-Be i t r i t t d e r  

Z u s t immung d e s  Bunde s r a t e s  i n  Anwe s enhe i t  v o n  m i nde s t ens d e r  

H ä l f t e  d e r  Mi t g l i ed e r  und mi t e i n e r  Meh rhe i t  v o n  zwe i 

D r i t t e l n  d e r  abgegebenen S t i mmen bedü r f t e . 

2 .  Vo l ks a b s t immung 

a )  Z u f o l g e  A r t � 44 Abs . 3 B-VG i s t  j ed e  

G e s a m t ä n d e r  u n g d e r 

B u n d e s v e r f a s s  u n g n a c h  d e r  Beend i gung d e s  

Ve r f a h rens g emäß A r t . 4 2  B -VG ( a l s o  n a c h  Ab s c h luß d e s  

p a r l ament a r i s chen Genehmi gung sve r f ah r ens ) ,  j edoch v o r d e r  

Beu r kundung d u r c h  d e n  Bunde s p r ä s i denten , e i ne r  Ab s t i mmung 

d e s  ge s amt en Bunde svo l ke s  z u  un t e r z i ehen . 
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Nach he r r s chend e r  Lehre und Recht s p r echung l i e g t  e i ne 

Ge s amt ä nde rung d e r  Bundesve r f a s sung d a nn vo r ,  wenn e i n  

l e i t e nd e r  G ru nd s a t z  ( G rundp r i nz i p , B auge s e t z )  d e s  

ö s t e r r e i c h i s chen Bund e s ve r f a s s u ng s r e c h t s  d u r c h  d i e  

be t r e f f ende Rege lung we s ent l i ch be rüh r t  w i rd . 

W i e  oben n ähe r a u s g e führ t ,  wü rden du r ch e i nen Ve r t r a g  

übe r e i nen EG-Be i t r i t t  Ö s t e r r e i ch s  d a s  bunde s s t a a t l i che 

und d a s  demo k r a t i s che P r i nz i p  j eden f a l l s , d a rübe r h i n au s  

mög l i che rwe i s e  j edoch auch d a s  recht s s t a a t l i che u n d  d a s  

g ewa l t e n t r ennende P r i n z i p  d e r  ö s t e r r e i ch i s chen 

Bund e s v e r f a s s ung z . T .  maßgeb l i ch berührt  we rden . 

b )  Ang e s i c h t s  d e s s e n  i s t  n i cht a u s z u s ch l i eßen , d a ß  d e r  

Ve r f a s s u ng s g e r i cht s h o f  d i e  mi t e i nem ö s t e r r e i ch i s chen 

EG-Be i t r i t t  v e r bundenen Ko n s equenz en für e i nz e lne 

G rundp r i nz i p i en d e r  ö s t e r r e i c h i s c hen Bundesve r f a s sung a l s  

e i ne G e s amt ä nde rung d e r  Bundesve r f a s sung qua l i f i z i e r en 

könnt e . 

E s  i s t  nun e i ne F r a g e  d e r  Au s l egung d e s  A r t . 5 0  Abs . 3 iVm 

A r t . 4 4  Abs . 3 B -VG , o b  auch i n  d i e s em F a l l  d a s  d u r c h  

A r t . 4 4  Abs . 3 g rund s ä t z l i c h  f ü r  G e s amt ä nde rungen d e r  

Bund e s v e r f a s sung zwi ng end vo r g e s c h r i ebene 

Vo l ks a b s t i mmung s v e r f a h r e n  durchzuführen i s t . 

A r t . 5 0  Abs . 3 B -VG l autet : "Au f  B e s c h l ü s s e  d e s  
N a t i o n a l r a t e s  n a c h  Abs . 1 und Abs . 2 s i nd A r t . 4 2  Abs . 1 
b i s  4 und , wenn d u r ch den S t a a t s ve r t r a g  Ve r f a s sung s recht 
g e ä nd e r t  ode r e r g ä n z t  w i rd , A r t . 44 Ab s . 1 und 2 s i nngemäß 
a nz uwenden ; in e i nem g emäß Abs . 1 g e f aßten 
Genehmi gung s be s c h luß s i nd s o lche S t a a t s ve r t r ä g e  oder  
s o lche in  s t a a t s ve r t r ä g en enth a l tene Be s t immungen 
a u s d rüc k l i c h  a l s  ' ve r f a s s ung s ä nd e r nd ' z u  be z e i chnen . "  

c )  Au s dem Ums t a nd , d a ß  A r t . 4 4  Abs . 3 B -VG i n  d i e s e r  a u f  

d a s  Ve r f a h r e n  z u r  Genehmi gung von S t a a t s ve r t r ä g en 

bez o genen B e s t immung n i cht a u s d rückl i ch e rwähnt i s t , w i r d  

v o n  e i nem Te i l  d e r  Lehre d e r  Sch luß g e z o g e n , A r t . 4 4  

Abs . 3 B -VG s e i  - im Gegen s a t z  z u  A r t . 4 4  Abs . 1 u n d  2 
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- i m  v o r l i eg enden F a l l  n i cht a nwendb a r . Demg e g e nübe r w i rd 

j ed o ch a u c h  d i e  Auf f a s sung v e r t r e t en , daß e i ne - e i ne 

G e s amt ände rung d e r  Bund e s ve r f a s s u ng bewi r kende 

- s t a a t sv e r t r a g l i ch e  R eg e l un g  s eh r  wohl dem V e r f a h r e n  

g em ä ß  A r t . 4 4  Abs . 3 u n t e rwo r f en we rden müß t e .  D i e s e  

Aus l e gung d e r  g en a n n t e n  Ve r f a s sung s be s t immun g e n  s ch e i n t  

au s d e n  n a c h s t e henden G ründen z u zu t r e f f en . 

d a )  I m  g e g ebenen Z u s ammenh ang f üh r t  e i ne v o m  Text d e r  

R e g e lung a u s g e hende sys t ema t i s ch - t e l eo l o g i s ch e  

B e t r a c h t u n g swe i s e  z u  f o l g endem E r g ebn i s : Zweck d e s  

A r t . 4 4  Abs . 3 B -VG i s t  e s , " j ed e  G e s a mt ä nd e ru n g  d e r  

Bund e s v e r f a s s u ng " e i ne r  Vo l ks a b s t immun g  z u  u nt e r z i ehen . 

D a d u r c h  u n t e r s che i d e t  s i ch d i e s e  B e s t i mmu ng j ed o c h  v o n  

d e n  b e i de n  v o r a ng e he nd e n  Ab s ä t z e n : w ä h r end Abs . 1 und 

Ab s . 2 des A r t . 44 a u s d rüc k l i ch v o n  Ve r f a s s ungsge s e t z en 

o d e r  i n  e i n f a ch e n  G e s e iz e n  e n th a l t e nen 

Ve r f a s s u ng s be s t i mmu n g e n  s p r echen , s p r i ch t  A r t . 4 4  

Ab s . 3 g l o b a l v o n  " j ed e r  G e s amt ände rung d e r  

Bunde s ve r f a s sung " ,  o hn e  n a c h  d e r  Re c h t s s a t z f o rm bzw . 

Recht s que l l e  z u  d i f f e r e n z i e r e n . Demen t s p r ec hend w a r  e s  

o f f enb a r  n i c h t  e r f o rde r l i c h , h i n s i ch t l i c h  d e r  

Genehm i gung v o n  S t a a t s v e r t r ä g e n  a u s d rü c k l i c h  d i e  

s i nn g emä ße Anwendb a r ke i t  d e s  A r t . 4 4  Abs . 3 a n z u o rdne n , 

we i l  s i c h  d i e s e  be re i t s  a u s  d e s s e n a u s d rü c k l i c hem 

I nh a l t  e r g i bt . 

d b )  I m  ü b r i g e n  wü r d e  s i c h  h i e r  ande rn f a l l s e i n  e k l a t a n t e s  

t e l eo l o g i s c h e s  M i ß v e rh ä l t n i s  z u  d e n  d a s  

G e s e t z g ebung s v e r f a h r en r e g e lnden B e s t i�mun g e n  e r g eben : 

Je n a c h  dem , i n  we l c h e r  Recht s f o rm e i ne G e s amt ä nd e rung 

du r c h g e f üh r t  w i rd , w ä r e  s i e  im e i ne n  F a l l  e i ne r  

Vo l ks a b s t i mmung z u  u nt e r z i ehen , i m  a n d e r e n  F a l l  a b e r  

n i ch t . Abg e s ehen d a v o n  wü r d e  abe r e i ne 

sys t ema t i s C h - t e l e o l o g i s c he Au s l egung a u c h  i n  ande r e r  

H i n s i c ht z u  dems e l b e n  E r g e bn i s f ü h r e n : E s  k a nn dem 

Ve r f a s s u ng s g e s e t z g ebe r n i c h t  u n t e r s t e l l t  we r d e n , d aß 
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a u f  dem Umweg übe r S t a a t sve r t r ä ge ( und s o l c he s i nd im 

Grunde nu r b e s o nd e r s  q u a l i f i z i e r t e  Akte der Vo l l z i e hung 

u n t e r  Mi twi r kung d e r  G e s e t zgebung ) e i ne G e s amt ä nde rung 

d e r  Bund e s v e r f a s s ung he rbe i g e f üh r t  we rden könnte , 

w ä h r end e s  g emäß A r t . 4 3  dem N a t i on a l r a t  s o g a r  f ü r  

e i nf ache Ge s e t z e s be s ch l ü s s e  f r e i g e s t e l l t  i s t , d i e s e  

e i ne r  Vo l ks a b s t immung z u  u n t e r z i ehen . Auc h  a u s  d i e s e n  

G ründen e r s che i nt d a h e r  d i e  Du rchfüh rung e i ne r  

Vo l ks a bs t immung über e i nen S t a a t sve r t r a g , d e r  e i ne 

Ges amt ä nde rung d e r  Bundesve r f a s sung bew i r ken wü rde , 

bunde s ve r f a s s ung s g e s e t z l i ch gebo t en z u  s e i n . 

e )  H i nz u z u fügen i s t , d a ß  auch d e r  Ve r f a s s u ng s g e r i ch t s h o f  

- f r e i l i ch i n  a nd e r em Z u s ammenhang ( zu A r t . 6 MRK ,  E r k .  vom 

1 4 . 1 0 . 1 9 8 7 ,  G 2 6 7/ 8 6 )  - o f f e nb a r  von d e r  Au f f a s s ung 

a u s g e g angen i s t , d a ß  f ü r  S t a a t s ve r t r a g S be s t i mmungen im 

Ve r f a s sung s r a ng d i e  e i ne Ges amt ä nde rung d e r  Bund e s v e r f a s sung 

bew i r ken , e i ne Abs t immung des  g e s amt en Bund e s v o l ke s  

d u r ch z u f ü h r e n  i s t . 

3 .  Ke i ne T r an s f o rma t i o n n a ch A r t . 9 Abs . 2 B-VG 

M i t  d e r  B -VG-Nove l l e BGB I . 1 9 8 1/3 1 5  wu rde A r t . 9 Abs . 2 B -VG 

e i.ng e füh r t . D i e s e  Bes t immung e n t h ä l t  e i ne 

ve r f a s sung s g e s e t z l i che E rmäch t i gung a n  den e i n f achen 

Ges e t z g e b e r  bzw . a n  d i e  Vo l l z i ehung , durch Ge s e t z  ode r durch 

e i nen d u r c h  den N a t i o n a l r a t  g emäß A r t . 50  Abs . 1 zu 

genehmi g enden S t a a t s ve r t r a g e i n z e lne Hohe i t s r ec h t e  d e s  

Bundes a u f  zwi s c hen s t a a t l i che E i n r i chtungen u n d  i h r e  O r g a ne 

z u  übe r t r a g e n . D i e s e  B e s t immung h a t  i h r em Geg e n s t a nd n a c h  

nu r punktu e l l en Ch a r a kt e r  ( A r gument : " e i n z e l ne " Ho he i t s r echte 

d e s  Bunde s " )  und bez i eh t  s i ch übe rd i e s  nur  a u f  Komp e t enzen 

d e s  Bundes und n i cht a u f  s o lche der L ä nde r . Fü r d i e  

ve r f a s su n g s recht 1 i che Z u 1 ä s s i g ke i t  e i ne r  umf a s s enden , d i e  

g a n z e  Fü l l e d e r  a n  EG-O rg a ne z u  übe r t r a g enden Hohe i t s r e c h t e  

bet r e f f ende , s t a a t s ve r t r a g l i che Rege lung l ä ß t  s i ch d a r a u s  

n i ch t s  gewi nnen . Wo l l t e  man dem A r t . 9 Abs . 2 B-VG i h r  

u n te r s t e l len , d a ß  e r  e i ne r  de r a r t  we i t r e i c hende E rmächt i gung 
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e n t h ä l t , s o  wä r e  e r  s e i ne r s e i t s  a l s  Ges amt ä nde rung d e r  

Bund e s ve r f a s sung z u  qu a l i f i z i e ren gewe s e n . 

V .  Ku r z f a s s ung 

1 .  Neut r a l i t ä t  

o Auch a u s  bund e s ve r f a s sung s g e s e t z l i ch e r  S i cht s t e l l t  d i e  

( bund e sv e r f a s s ung s g e s e t z l i ch v e r anke r t e )  imme rwäh rende 

Neut r a l i t ä t d a s  H a u p t p r o b l em d a r ,  d a s  s i ch be i e i nem 

EG-Be i t r i t t  Ös t e r r e i ch s  e r g äbe . E i n  s o l c h e r  Sch r i t t  wü rde 

d a h e r  Vo r kehrungen bed i ngen , d i e  mög l i che Wide r s p rüche zu 

den aus der i mme rwä h r enden Neu t r a l i t ä t  e rwachs enden 

Ve rp f l i chtungen ve rme i den . I m  b e s o nd e r e n  müß t e  

ö s t e r r e i c h i s cher s e i t s  i m  Ve r h a nd lung swe g e  d a r au f  h i ngewi r kt 

werden , d aß i m  B e i t r i t t s v e r t r a g  - j edenf a l l s a b e r  i n  e i ne r  

v o n  d e n  V e r t r a g s p a r t ne r n  akzept i e r t en , a u s  An l a ß  e i ne s  

a l l f ä l l i g en EG-B e i t r i t t s  abzug ebenden ö s t e r r e i c h i s chen 

E r k l ä rung - a u f  d i e  i mme rw ä h rende Neut r a l i t ä t  a u s d r üc k l i c h  

B e z ug g enommen w i rd . Fü r e i ne d e r a r t i g e B e z u g n a hme h ä t t e  z u  

g e l t en : 

1 .  S i e  s o l l t e  e i nen a u s d rück l i chen H i nwe i s  a u f  e i ne 

neu t r a l i t ä t s ko n f o rme G e s t a l t ung d e r  M i t g l i ed s ch a f t  a l s  

maßgeb l i che Vo r a u s s e t zung f ü r  den EG-B e i t r i t t  enth a l t en . 

2 .  D i e  n a c h  ö s t e r r e i c h i s chem Ve r s t ä ndn i s  

neut r a l i t ä t s recht l i ch maßgeb l i chen i nne r s t a a t l i chen 

Vo r s c h r i f ten bzw . d i e  neu t r a l i t ä t s r echt l i ch 

e r f o rd e r l i chen Maßnahmen ( i ns be s o nde r e  

Neut r a l i t ä t s g e s e t z , Vo r s c h r i f ten u nd Maß n a hmen z u r  

Ve r s o rgung s s i che rung i m  R ahmen d e r  w i r t s c h a f t l i chen 

L a nde s v e r t e i d i gung g emäß A r t . 9a B -VG , Vo r s ch r i f t en und 

Maß n a hmen zur S i cherung des neu t r a l i t ä t s recht l i chen 

G l e i chbehand l ung s g ebo t e s ) w ä ren i m  e i nz e lnen z u  nennen . 

3 .  Fe r ne r  w a r e  e i ne B e z u g n a hme auf  EG- recht l i che 

Schu t z k l au s e l n , zumi nde s t  auf A r t . 2 2 4 d e s  EWG-Ve r t r a g e s , 

a nz u s t r eben . I n sbe s o nde re w ä r e d a r a u f  h i nz uwe i s en ,  d a ß  

d i e  neu t r a l i t ä t s recht l i chen 
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Ve r p f l i chtungen Ö s t e r r e i ch s  i m  S i nne d e s  g e n a nn t e n  

A r t i ke l s  a l s  " Ve r p f l i ch tung e n "  a n z u s ehen s i nd ,  d i e  

Ö s t e r re i ch " i m H i nb l i c k  auf  d i e  Au f r ech t e rh a l tung d e s  

F r i edens  u n d  d e r  i nt e rn a t i on a l en S i che r he i t  übe r nommen 

h a t " . 

o Von z en t r a l e r  Bedeutung i s t  d e r  Ums t a nd , d a ß  im F a l l e 

e i ne s  ö s t e r r e i ch i s chen EG-Be i t r i t t s  dem Ge r i ch t s h o f  d e r  

E u r o p ä i s chen Geme i n s c h a f te n  i n  l e t z t e r  Ko ns equenz d i e  

Ent s c he i dung übe r d i e  Z u l ä s s i g ke i t  ode r Unzu l ä s s i g ke i t  

v o n  Maßnahmen a u f  G rund d e r  Neut r a l i t ä t  e i ng e r äumt wä ren . 

D i e s e  P r ob l ema t i k  l äß t  s i c h  mi t Eo l g ende r Argumen t a t i o n 

r e l a t i v i e r e n , n i ch t  a b e r  z u r  G ä n z e  a u s r äumen : Auch d e r  

Ge r i ch t s h o f  d e r  Eu ro p ä i s chen Geme i n s c h a f t e n  w ä r e  

v e rp f l i ch t e t , d i e  Zu l ä s s i g ke i t  ö s t e r r e i ch i s c he r  Maßn a hmen 

am Neut r a l i t ä t s s t a tu s  zu me s s en und h i ebe i d i e  f ü r  

Ö s t e r r e i ch s  Neu t r a l i t ä t  maßgeb l i chen vö l ke r recht l i chen 

Vo r s c h r i f t en a l s  P rü fung smaß s t a b h e r a n zu z i ehen . Ebe n s o  

muß d avon a u s g e g angen we rden , d a ß  de r a r t i g e  

ö s t e r r e i ch i s che Maß n a hmen r e c t e  und n i cht - i n  

vö l k e r recht swi d r i g e r  We i s e  - b l o ß  vo r g eb l i c h  a u f  

Ös t e r re i ch s  neut r a l i t ä t s rech t l i che Ve r p f l i chtungen 

ge s tü t z t  we rden . 

2 .  S t a a t s v e r t r a g  

o E i n  EG-Be i t r i t t  Ö s t e r r e i ch s  wü rde n i cht gegen d a s  i n  A r t . 4 

d e s  S t a a t sv e r t r a g e s  v e r anke r t e  Ve rbot e i n e s  Ansch l u s s e s  a n  

Deu t s ch l a nd v e r s toßen . 

o H i n s i ch t l i ch s o n s t ige r e i n s ch l äg i ge r  B e s t i mmungen d e s  

S t a a t s ve r t r ages  ( A r t . 1 4  Abs . 4 ,  A r t . 15  Abs . 2 ,  A r t . 1 6 , 

A r t  3 1 ,  A r t . 3 2 )  w ä r e  a u s  An l aß e i ne s  a l l f ä l l i gen 

EG-Be i t r i t t s  a u s d r üc k l i ch k l a r z u s t e l l en ,  d a ß  d i e s e  

Reg e l ungen a u f recht b l e i ben . 
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3 .  G rundpr i n z ipi en d e r  Bund e s ve r f a s s ung 

o D a s  bunde s s t a a t l i che G ru ndpr i nz ip d e r  ö s t e r r e i ch i s c he n  

Bunde s ve r f a s s ung wü rde du rch e i nen a l l f ä l l i g en EG-Be i t r i t t  

i ns o f e rn be rüh r t , a l s  ve r s c h i edene Kompe t e n z en d e r  L ä nde r  

a u f  d i e  E u r op ä i s chen Geme i ns c h a f ten und d e ren O rg ane 

übe r g ehen 

wü rden . Dem Bunde s r a t  käme d ahe r e i n  Z u s t immungs recht zum 

B e i t r i t t sv e r t r a g  z u  ( A r t . 4 4  Abs . 2 B-VG ) . E s  w ä r e  f e rne r 

zweckmäß i g , e i n  i nne r s t a a t l i ch e s  Koo r d i na t i o ns i ns t rument zum 

Aus g l e i ch d e r  Bund-Länd e r - I nt e r e s s en s owo h l  f ü r  d i e  

Übe r g ang s - und Anp a s s u ng s ph a s e  a l s auch f ü r  d i e  Z e i t  n a c h  

e i nem a l l f ä l l i g en EG-Be i t r i t t  z u  s c h a f f e n . 

o D a s  d emo k r a t i sche G rundpr i n z ip d e r  ö s t e r r e i ch i s c hen 

Bund e s v e r f a s sung wü rde d u r ch e i nen EG-Be i t r i t t  i ns o f e r n  

t ang i e r t , a l s  we s ent l i che B e f ug n i s s e  d e r  g ew ä h l ten 

Vo l ks v e r t r e tung a u f  n i ch t  von den Recht s u nt e rwo r f enen 

g ew ä h l t e  s up r a n a t i ona l e  O r g ane übe r g ehen wü rden . 

o Auc h  d a s  v e r f a s sungs recht l i che P r i nz ip d e r  Gewa l t ent r ennung ,  

v o r  a l l em h i n s i cht l i ch d e s  Ve r h ä l tn i s s e s  zwi s chen 

Ge s e t z g ebung und Vo l l z i e hung , wü rde d u r c h  e i nen a l l f ä l l i gen 

EG-Be i t r i t t  maßgeb l i c h  be rüh r t  werden . 

o De r d em recht s s t a a t l i chen P r i nz ip i nnewohnende G rund s a t z  

h i n r e i chend e r  g e s e t z l i che r Vo rhe r be s t immung d e s  

Ve rwa l tung s h a nd e l n s  ( Leg a l i t ä t s p r i n z i p  g ern . A r t . 1 8  B -VG ) 

wü rde i m  Z u s ammenhang mi t e i nem a l l f ä l l i g en EG-Be i t r i t t e i ne 

n i ch t  une r heb l i che E i n s c h r änkung e r f a h r e n . 

o De r Ge r i cht sho f d e r  Eu r o p ä i s chen Geme i ns c h a f t e n  w ä r e  a l s  

a uße r s t a a t l i ch e s  O r g a n  e rmächt i g t , e i ne Recht s ko n t r o l l e 

e i ns ch l i eß l i c h  d e r  Prü fung von i nne r s t a a. t l i chen Ge s e t z e n  und 

Ve r o rdnungen v o r z unehmen und i nne r s t a a t l i ch b i ndende U r t e i l e 

z u  f ä l l en . D a du rch wü rde d a s  Gewicht i nne r s t a a t l i c he r 

Höchs tge r i chte e i nge s c h r ä nkt werden . 
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o I n s g e s amt g e s ehen l äß t  s i ch f ü r  den F a l l  � i ne s  EG-Be i t r i t t s  

Ö s t e r r e i ch s  n i cht aus s ch l i eßen , d a ß  d e r  

Ve r f a s sung s ge r i cht s ho f  d a r i n  e i ne Ges amt ände rung d e r  

ö s t e r r e i c h i s chen Bund e s v e r f a s sung s ehen könnt e . D i e s  wü rde 

d i e  Du rchführung e i n e r  Vo l k s abs t i mmung bed i ngen . 
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